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Bald nachdem der Streit zwischen Oesterreich und Ru- 
mänien mit den Beschlüssen der Londoner Conferenz in seine 
bis jetzt letsrte Phase eingetretf n war, wurden ihm von meh- 
ren ausgezeichneten deutschen Rechtslehrern, Dahn , Holtz e n- 
dorff, Geffcken und von einem jüngeren italienischen Ju- 
risten, Catellani, ausführliche Schriften gewidmet. Das 
bedeutende actuelle und allgemeine Interesse der Frage recht- 
fertigt eine eingehende Früfaug der in ihnen niedergelegten 
Ansichten und Argumente, und die Stellung, welche der 
Schreiber dieser Zeilen ihnen gegenüber einnehmen muss, macht 
es nothwendig, eine selbständige Untersnohnng mit der Kritik 
2« verbinden. Dieselbe soll durchaus vom jnristiBchen Stand- 
punkte, mit Ausschluss aller blos zur Stimmung beitragenden 



*) Baku, Bine Iianae f&r RmnibiieB, eine v61k«nreeh1lioh6 and geftehicbt- 
liebe Betraebtimg, Laipils, 1863. — Holtsendoxff, BmDUiieiis Ufercechte 
•n der Donau, ein Tdlkenechtliches Ontachten, Leipzig, 1883. — Geffcken, 
La question da Danube, Berlin, 1883. — Oatellaai, La navigazione flnviale 
e la questione del Daiiubio secondo il diritto delle genti, Turin, 1883. — Die 
vorliegende ünternnchung' war im Wesentlichen bereits abgeschlossen, als mir 
Jeilinek'ä (jegensciirift „Oesterreich-Ungarn und Kuiuänieu in der Donaufrage", 
eine ▼ölkerrechtliche üntersnchnng, Wien, 1884, zukam. Icli werde mich da- 
rauf beschränken, J ellin ek*8 SteUnng xnr Frago und üelMveinatimaiangen 
in d«i Argumenten sn aotiren 
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Eiörtenmgen politischer und moralischer Natur, geführt 
werden, und lediglich auf die eigentliche Controveree, mit 
Ausschluss aller ablenkenden Nebenfragen, gerichtet sein. 

Eine prScise Auseinandersetzung der Streitpunkte iman- 
gelt befremdlicher Weise in all den bezeichneten Schriften. 
Und doch bildet sie die nothwendige Grundlage der weiteren 

Erörterungen, und die Beschaffenheit des Quellenmaterialea 
berechtigt keineswegs zu einer blossen Verweisung. 

Es handelt sich vornehmlich um die Befugnisse und 
jxm die Zugammensetzung der nach Stimmenmehrheit ent- 
scheidenden Commission, welche ffir die Donaustrecke zwischen 
dem Eisernen Thore und dem Punkte, wo der Wirkungskreis 
der europäischen Commission beginnt, eingesetzt werden soll. 
Der österreichische Standpunkt wird durch das am 10. März 1883 
von den Signatarmächten des Berliner Vertrags in London 
sanctionirte Keglern ent 3) bezeichnet; für den rumänischen 
ist namentlich der einer Depesche vom 17. November 1882 
beigelegte Gegenentwurf*) massgeblich.^) 

Nach den Londoner Vereinbarungen soll der „Vollzug'* 
des Schiffahrts- und Polizeireglements der Autorität 
(aräorüd) der ^Oom/missim misste" unterstellt werden. Unter 
ihren Befehlen (ordrea) fiingiren alle sonst normirten Organa, 
auch die von den einzelnen üferstaaten zu ernennenden und 
eventuell abzuberufenden Subinspectoren und Hafencapitäne, 
letztere allerdings nur, insoweit ihre Action den Flussweg 
betrifft. Nach dem rumäni snh en Entwurt ist der „Voll- 
zug" des Reglements der Au laicht (suri-etUnnee) der Com- 
mission unterstellt. Der unmittelbare VoII/.ul; wird den TTfer- 
staaten reservirt; sie sind es insbesondere, welche die Eluss- 
poUzei durch die Subinspectoren und Hafencapitäne ausüben. 
Die Differenz ist hiernach folgende. Nach dem Londoner Ver- 
trage sind dieAemter aller Vollzugsorgane internationale, 
mag auch das Dienstverhältniss der Beamten, wie ins- 

*) Staatsarchiv XLI, Nr. 7991. 
^ Bai Dakji Im Anhang S. 69. 

^) y^. sunt Folgtnden die ramibüfldiea Noten vom 17. November 1888. 
Tom 10. December 1888 und ▼om 84. Hai 18^ (bei Dahn im Anhang 8. 
67 f., 77 ft, 121). 
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besondere der Subinspectoreii und Hafoncapitäne, gegimäber 
e in/ einen IJferstaaten begründet sein. Alle niederen Aemter 
sind demgemäss nach den Befehlen des leitenden internationalen 
Vollzugsorgan es, der Commission zu führen. Rumänien will 
hingegen die Aemter der mit dem unmittelbaren Vollzug be- 
trauten Organe als Aemter der einzelnen Uferetaaten betrachtet 
wissen nnd sie sind daher auch nach ihren Anordnungen zu 
▼erwalten. Dabei findet allerdings noch die surveülance der 
CommisBion statt, und es fragt sich, was diese zu bedeuten 
habe. In dieser Beziehung finden wir, ;da8S die Commission 
keinem üferstaate neue Yerbindlichkeiten und Lasten ohne seine 
Yorgängige Zustimmung auferlegen darf.^) Sie kann femer 
den Subinspectoren und Hafencapitänen zwar . Instructionen 
ertheüen, aber dies muss durch Vermittlung des Delegirten 
des betreffenden TJferstaates geschehen. Vergleiclit man diese 
letztere Bestimmung mit der Bemerkung der rumänischen Re- 
gierung in der ihren EnUvuii begleitenden Note, wonach die 
Aufsichtscommission, abgesehen von gewissen nicht hieher gehö- 
rigen Befugnissen, nur durch den .,Einfluss" wirken soll, 
den eine solche Behörde „erwerben dürfte", so wird man 
deutlich erkennen — und durch eine sorgfältigere Untersuchung 
in der Ansicht nur bestärkt werden, — dass im Sinne Ru- 
mäniens die Beschlüsse der Commission im Allgemeinen auch 
nicht völkerrechtlich für die üferstaaten bindend, sondern 
ihrer Ueberpräfung unterworfen, wo nicht an ihre formelle Zu- 
stimmung geknüpft sein sollen. 

Oesterreich-Ungarn behauptet weiters, namentlich 
auf Gknind seiner geographischen Lage und seiner Interessen, 
das Kecht, in der Commission neben den Üferstaaten des 
fraglichen Donautheiles und neben einem von 6 zu 6 Monaten 
nach der alphabetischen Ordnung der llCächte wechselnden 
Iditglied der europäischen Commission vertreten zu sein. Nach 
dem rumänischen Entwürfe soll sie aus den Repräsen- 
tanten der Uferstaaten, dann aus zwei Mitgliedern der 

^) Es dnd namenfllcli Lasten flnansieller Natur, «nd zwar sololie Lastan 
gemaint , welabe zwar fm Allgemeinen dnrdi daa BeglaniMit begründet , aber 
im Einaelneii nicbt «peciflcirt sind. Bei -wirklich «nenaii" Lasten Tentelkt sieb 
der Qniodsatz auch nach dem Londoner Vertrage von selbst. Ihre Amfl^puig 
gehört nicht zur Aasfühmug des Beglements. 
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enropäisclieii CöminisBloii, von denen aber das eine für die 
ganse Dauer der neuen BekBrde mit Siinunenmeiirheit ge- 
wählt werden soll, bestehen. Bumänien will übrigens in Be< 
lüoksichtigung der Interesselk Oesterreich-Ungarns sngeben, 
dass es auf letsterem Wege eine ständige Yertretung erlange. 
Nnr soll eben sein Recht zur Theilnahrae „von Europa, und 
kraft eines speciellen Mandates, ausgehen". — Auch dieser 
Gegensatz bedarf einer etwas näheren Prüfung. Die l uiiiä- 
nische Regierung betont, dass die Stellung Oesterreichs, wenn 
es nicht auf Grund eines „europäischen Kechtstitels" in die 
Commission einträte, eine beherrschende, der Freiheit der 
Flussschiffahrt abträgliche wäre; und Dahn (S. 50) wieder- 
holt diesen Vorwurf. Man scheint anzunehmeni dass Oester- 
reich in dem einen Falle mehr als in dem anderen seine In- 
teressen, vielleicht im Gegensatz zu den allgemeinen Inter- 
essen, verfolgen könnte. Catellani (S. 153) sagt, dass 
Oesterreich, wenn es anf Grund eines europäischen Mandates 
einträte, von Europa überwacht wurde. In Wahrheit ist aber 
von einem Unterschiede in der Stellang» die Oesterreich in 
dem einen und in dem anderen Palle in der Commission ein- 
nehmen wurde, Nichts zu vermerken. In beiden Fällen ist es 
verpflichtet und nur verpflichtet, das Reglement seinem Sinne 
und seinem allgemeinen Zwecke nach durchführen zu helfen, 
in beiden Fällen darf es, soweit diese Aufgabe eine Freiheit 
zulässt, nach seinem eigenen, naturgemäss von seinem Interesse 
geleiteten Ermessen wirken. Das Wort „Mandat", das sich 
im rumänischen Entwürfe selbst nicht findet, wird nur hier 
wie anderwärts im öffentlichen Rechte missbräuchlich 
angewendet. Die blosse Wahl des österreichisch-ungarischen 
Delegirten durch die europäische Commission bezeichnet diese 
Monarchie als geeignet, das der europäischen Commission 
anvertraute Interesse In der neuen Behörde zu schützen, ver- 
pflichtet sie aber noch keineswegs daau dieses Interesse 
als solches überhaupt und noch weniger dasselbe dem Willen 
der europäischen Commission gemäss zu vertreten. Rumänien 
selbst weist auf die eigenen Interessen Oesterreich-Ungarns 
hin, in deren Würdigung seine Wahl erfolgen soll. Der Unter- 
schied zwischen dem österreichischen und rumänischen Stand- 
punkte betrifft nicht das Resultat im concreten Falle, sondern 
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nur das Frincip, mittelst dessen zu demselben gelangt werden, 
welches daher als anerkannt gleiten nnd möglicher Weise auch 
über die concreten Vereinbarungen hinaus fortwirken soll. Oester- 
reich nimmt sein Recht auf Grund beotehender ßechtstitel in 
Ansprucli, Rumänien will nur zugestehen, dass es ihm durch 
den überwiegenden WiJlen „Europas*, als in dem allge- 
meinen von der europäischen Commission vertretenen Interesse 
gelegen, zuerkannt werde. 

Rumänien hat i^ den drei deutschen Recbtsgelehrten, 
wie auch in Catellani, warme Vertheidiger gefunden. Da^ 
gegen fährt Jellinek*) ans, dass das von Oesterreich 
vertheidigte Interesse zum Mindesten kein widerrechtliches 
ist, den allgemeinen Ghnmdsätzen des FlnssschiflUirtsrechtes 
nicht zuwiderlauft, von Pr&cedenziallen gestatzt wird und 
dass es sich um einen Kampf der Interessen handelt, der mit 
allen (in einem solchen Kampfe) erlauhten Mitteln geffihrt 
werden kann. 

II. 

Die Pflicht der Uferstaaten, internationale Reglements 
für die Donaustiecke zwisohen dem Eisernen Thore und Gralatz 
auaarbeiten zu lassen, beruht bekanntlich auf Artikel LV des 
Berliner Vertrages, und ebenso bekannt ist, das.s auf der 
Londoner Conferenz das präsumtive Geltungsgebiet derselben 
durch Ausdehnung des Wirkungskreises der europäischen 
Commission bis Braila eingeengt worden ist. 

Artikel L V lautet ; »Xe« rhglemerUs de navigation, de poUce 
ßamale et de surveillance depiis les Portes de fer ju^qu'ä 
Qalait» aeront ^ttbor^a par la Commieaion Mtrop^enne €t$»i8t4e de 
d4l40u48 des Etats Bioer ah» et mis en harmante avee eeux 
qui ont iti ou seraient idictia pour le pareours en 
aval de Galat$s*, 

Holtzendorff und Geffcken ziehen zwar die Schluss- 
bestimmung des Artikels hei Benrtheilung der ^rage in Be- 
tracht, aber man kann nicht sagen, dass dies in irgend ge- 
nügender oder gebtthrender Weise geschehen ist. Die genauere 
Untersuchung mag hier nicht viel Anziehendes bieten, aber 
sie lässt sich nicht miL allgemeinen Erwägungen ablehnen. 

«') Vgl. bMondm 1. c S. 23, 42 1. 
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1. Es handelt sich zunächst darum, ob die auszuarbei- 
tenden Reglements auch mit jenen Bestimmungen in Harmonie 
gesetzt werden sollen, welche die Ausführung der Schitf- 
fahrts- und Folizeireglements an den Donaumündungen be- 
herrschen, und insbesondere mit jenen, welche die Befugnisse 
und die Organisation der europäischen Commission betreffen. 

Holtzendorff (S, 93 f.) will dies deshalb nicht zu- 
lassen, weil es logisch unmöglich sei, definitive Kechts- 
regeln mit einem provisorischen A usn ahm s recht in 
Harmonie zu seteen. Aber woher steht ps denn fest, dass der 
Berliner Vertrag, ungeachtet er den Einklang der Jäeglements 
für beide Bonaustrecken vorschreibt, doch fflr die Strecke 
oberhalb Gralatz eine in höherem Grade reguläre und defini* 
tive Rechtsordnung im Auge hat? Bas Mindeste, was man 
sagen kann, ist, dass dies in keiner Weise aus den sonstigen 
Beetimmungen des Vertrages erhellt, und von einem Wider- 
sinne darf daher keine Bede sein. 

Geffcken (S. 31) betont, dass in Artikel LV von y^regle- 
7nents^ und nicht vom „reyijuc''' oberhalb Galatz gesprochen 
werde, iah kann keinen wesentlichen Unterschied zwischen 
den })eiden Begriö'en erkennen. Das Regime entspringt den 
liegiements, insoweit dieselben Bestimmungen enthalten und 
befolgt werden. Geffcken scheint hervorheben zu wollen,, 
dass eine Harmonie der „r^glettients'^ sich nur auf eine gleich- 
förmige „Gesetzgebung'^ beziehen könne. Das ist gewiss 
richtig. Es muss aber eben untersucht werden, ob die inter- 
nationalen Bestimmungen über dm Vollzug auch zu jener 
Gesetzgebung gehören, mit der die üebereinstimmnng herge- 
stellt werden soll. 

Nach Artikel LV sind es die „r^hmenU de navigatton 
depolice fluvtale et de aurveillanee^, bezüglich deren sie 
obwalten soU. Aber die internationalen Vollzugsbestimmungen, 
die auf der untersten Bonanstrecke gelten, bilden eben einen 
begrifflichen Bestandtheil dieser dort in Kraft stehenden Reg- 
lements. 

Die jysurrcillance" kann in der gebrauchten Wortverbindung 
zwei Hauptbedeutungen haben. Tn beiden Fällen jedoch ge- 
hören, wenn internationale „t'tglements de naviyation, de policp 
fluvtale et de surveälance'' irgendwo vorhanden sind, auch die 
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Vollziigsbestimmungen, wenn und inaoweit sie vereinbart werden, 
in dieselben hinein. Andererseits ist die Bezeichmmg „regle- 
wents de navf(jafwn, de poltce ßuvi<d<' et de s}i rveiUaiicp'' 80 all- 
gt-mein, dass sie, was immer fast für Vollzugsgrundsätze be- 
stehen, angewendet werden kann, und jedenfalls auf die strom- 
abwärts 7on Gralatz geltenden Bestimmungen vollkommen 
passte. 

Die ^fiwrmiUance^ kann als Ueberwaehimg des Flusses 
verstanden werden. Das ist in diesem Zusammenhange der 
natürlieliere Sinn, da es sich auch um die namgoHcn und um 
die jpo^tb« des Flusses bandelt. Alsdann sind esspeoiell die 
„rhglmenta de surveillane0''f welobe die internationalen Be- 
stimmungen über den Vollzug der ScbifFfabrtS' und Polizei- 
ordnungen ordnungsgemäss enthalten müssen und alle mög- 
lichen Bestimmungen hierüber enthalten können. Man Über- 
wacht ja den Fluss vorzugsweise eben durcli Ausführung der 
materiellen, in den SchiflPahrts- und Polizeireglements ent- 
haltenen Kegeln. Und der Begriff einer Ueberwaclning des 
Flusses weist noch auf keine concrete Gestalt dieses Voll- 
zuges hin. 

Die ^Hurveillance^ kann auch als üeberwachung des 
Vollzuges der Schiffabrts- und Polizeireglements verstan- 
den werden. In diesem Falle können die Vereinbarungenf welche 
sich auf den unmittelbaren Vollzug selbst beziehen, correcter 
Weise nicht mehr in den rhglemenis de mrwtUance ihren Platz 
finden. Sie gehören aber dann ordnungsgemäss in die Sehiff- 
fabrts- und Polizeiordnungen selbst. Sobald eben solche Grund- 
sätze nicht vermöge ihres formalen Charakters mit den 
übrigen Vollzugsbestimmungen zu r^gUments de mrveühmce in 

') In diesem Sinne spraclieu die bulgarischen. Delegirten in London von 
den Jravonr de In rf;ilenientaliin ih- In nnrigatlon de la poUc et de la 
suri:eiUanee du Dannl'e depuis ies Fortes de Fer" (Staatsarchiv XLI, 
S. 312) und älinlich eLonda 323. Zu demselben Resultate führt es, wenn 
die „Üeberwachung" auf die Schiffahrt bezogen wird. S. die Art. VI 
und XI (y^. Art XXXIV) der Donanschiirahrteacte ▼om 7. Noyember 1857 
(Martens N.B.G.X7I, 2, 8.75). velcbe von „autmitis fimale» Aargdet d« 
la turveUlanee de la navigation tUmvMam»' q[trecheil; den Artikel XII des 
Vertrages zwischen Oesterreich und Sardinien vom 18. Oetober 1851 (ebenda 
N. R. G. XVI, 1, S. 189), welcher die Ven inLarnn? von ..regoU necMMrie . . . 
ftr la »orveglianza . , . della navigasione" stipalirt n. s. w. 
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dem er st bezeichneten Sinne zusammengefasst werden, weist 

ihnen der sachliche Zusammenhang ihre ordnungsgemässe 
Stelle neben den materiellen Regeln der Schiffahrt«- uml To- 
lizeiordnungen an. Das A u f s i c h t s r e g 1 e m e n t wird in diesem 
Falle die ührigen vereinbarten Vollzngsbestimraiingen umfassen, 
insbesondere auch die etwa vereinbarten Grundsätze über die 
Art und Weise, wie wahrgenommene Uebelstände beseitigt 
werden sollen ; mag man nun den Begriff der Aufsichtsführung 
strenge auf die blosse Kenntnissnahme beschränken und eine 
solche Form für die Verwerthung der Resultate nur als etwas 
nothwendig mit ihr Verbundenes betrachten, oder mag 
man nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauohe in ihr von 
vorneherein beides zugleich erblicken. Die Gesammtheit 
Üer drei Arten von Eeglements wird daher auch in diesem 
Falle alle internationalen Grundsätze über den Vollzug in 
sich schliessen. 

Passt man die mtrwiüance in dem letzteren Sinne auf, 
so mnss ein Unterschied zwischen unmittelbar dem Voll- 
züge vorgesetzten Behörden und TJeberwachnngsbehörden be- 
stehen. Die Grundsätze über den Vollzug, welche unter 
den Begriff der ^^riglements de navigation^ de police ßuviale et 
de surveillance^ fallen können, werden daher durch diese Noth« 
wendigkeit bestimmt. Aber auch nur dies ist nothwendig, da- 
mit jene Bezeichnung passe. Hingegegen kr.nnen beiderlei Be- 
hörden internationale und die Autorität der Aufsichtsbehörde 
kann eine mehr oder weniger bedeutende sein, so dass sie mehr 
oder weniger die Unabhängigkeit der beaufsichtigten Organe 
schmälert.") Holtzendorff lehrt zwar (S. 82 f.), dass der 



Tgl, L ab an d , Staataredit des devtsclieii Baiclia», II, 8. S25 f., 231. — 
K 1 tt b 0 r , Oeffentlichea Becht dci dentaclien Bundes, §§. 358, 359. ~ S te { n, 
TerwaltangsIeliTs, I, 1. S. 125 t. I. 2, 8. 69 ff. 

*) Naek dsm AeU pviMie Tom 2. November 1865 (Martens ^. R. Q. 
XVni, S, 144) werden der Generalinspector nnd der Hafen capitän, die der 
Flusspolizei auf den Donanniündungen vorstehen, von der Hohen Pforte ernaunt, 
fungirea aber unter der „surveillance'^ der europäischen Coniraission. Im 
Schlnssprotokolle vom selben Datum (e b e n d a S. 14'^) erklaren die Delegirteu 
der Grossoiiichte, dass sie die der Fiu8!«puli2ei voräteheudeu Organe „comme 
/onetionnant sou» la direetion de laCommution europ^etm» et eontme revettu 
d^un earaetit« iniematimal^ ansehen. Vgl. auvli den proj^ Harrangmenk bei 
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Begriff der mrveülance in internationalen Dingen die Befugniss, 
executivische Acte uuiuittelbar anzuordnen, nicht enthält; 
dass nach dieser Richtung die minmllance nur das Recht der 
Kenntnissnahme und der Beschwerdefühmng bei den Organen 
vesjenigen Uferstaates, in desen Gebiet eine Unregelmässigkeit 
dorgefallen ist , bedeuten kann ; dass der Begriff einer den 
Völkerrechtszwecken dienenden aurveülance nicht aus den ver- 
waltuugsrechtlichen Vorstellungen eines administrativen Ober- 
aufsichtsrechts hergeleitet werden darf, sondern überall denBe- 
grifi* der Soaveränetät voraussetzt. Aber insoferne diese Bemer- 
kungen etwas anderes als die sngegebene Scheidung zwischen 
überwachenden nnd unmittelbar vollziehenden Behörden meinen, 
ist ihre Bichtigkeit durohans ^n bestreiten. Wenn die über- 
wachte Behörde gleich der überwachenden internationalen Cha- 
rakter hat, so kommt eine solche mveüUmee der gewöhnlichen 
verwaltnngsrechtlichen Oberaufsicht vollkommen gleich. Der 
Begriff der Sonveränetät spielt nnr ein, wenn die überwachten 
Behörden den einzelnen Uferstaaten ausschliesslich angehören. 
In diesem Falle — der noch nicht nothwendig dadurch gesetzt 
ist , dass den Uferstaaten das Recht zur Ernennung der frag- 
lichen Beamten zusteht i'^) — kann ihnen allerdings die meh- 
reren Staaten gemeinsame Autsichtsbeliörde keine Be- 
fehle im eigentlichen Sinne ertheilen, denn das wären Befehle 
eines Staates an den anderen, die durch den Begriff der Sou- 
veränetät ausgeschlossen werden. Aber auch in diesem Falle 
kann das Anfsichtsrecht der gemeinsamen Behörde weit mehr 
als ein blosses Becht zur Kenntnissnahme nnd Beschwerde- 
fühmng bedeuten. Es kann bedeuten, dass jeder einzelne 
Uferstaat sich im Vorhinein verpflichtet hat, die Beschlüsse 
der gemeinsamen Behörde nach Art schiedsrichterlicher Ent- 
scheidungen (genauer: ar^Ora^io) zu befolgen, was praktisch 



Nenniaiiii etPlatoii, BeeueU de» tnUtA eondu» par PÄiOrkkt H. S. VIII, 
390 (1857) vad daa Beglemeat ebenda S. 478 (1861). VeVrigens ertheilt der 
auf Grondlage det Berliner Vertrages ausgearbeitete Acte od^Uotmd tod 
S8. Mai 1881 der enropUachea Conunission daa Recht diese Organe zn ernennen 

und unterstellt sie ihrer ^^aviorif6 dincte'^. 

Vgl. die vorigt: Note, dann Art. 65 de«? Ttf^filemenf de navirjtftion 
de poliee appitnihlf; cn Prufh vom 9. Februar 1871 (Martens N. R. Q. JJeux. 
Str. I, S. 485.) und üben snb I a. A. 
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nahezu auf dasselbe, wie das iieclit, executivisclie Acte an- 
zuordnen herauskommt.^*) 

Auf der untersten Donaustrecke besteht der Unterschied 
zwif^; lien der europäischen Coratnission und anderen Organen, 
deren unmittelbarer Autorität die Ausübung der Schif- 
fahrt untersteht. Die wesentlichen Regeln über die Fanctionen 
dieser Organe t insbesondere des Scbiffahrts-Inspectors and 
des Hafencapitäns von Sulina, sowie über ihr Verhältniss zur 
Commission sind , übrigens grosaentheils in Wiederholung 
anderweitiger fiestimmungen, in dem „M^lement de navtgaium et 
depoliee^ enthalten. Im Allgemeinen erscheinen die Regeln 
über die Befugnisse nnd die Organisation der europäischen 
Commission und der anderen Behörden in einer Reihe von 
Acten zerstreut, welche verschiedene Titel tragen, aber jeden- 
falls, soweit sie sich auf diesen Gegenstand beziehen, als 
Eeglements zn bezeichnen sind, da dies nach Artikel 116 der 
Wiener Schlussücte der allgemeine Ausdruck für Verein- 
barungen dieser Art ist. 

Wenn internationale VoUzugsbestimmungen von der Art, 
wie sie auf dem maritimen Donautheile bestehen, unter allen 
Umständen ihrer Natur nach in internationale „rr>jleinr-nfs <]> 
novfqaffon, de pnh'ce fuviale pt de surveillance^ hineingeliören, 
wenn die auf dem maritimen Theile der Donau geltenden Grund- 
sätze dieser Art in Acten enthalten sind, die als solche Regle- 
ments bezeichnet werden oder sich eben durch ihren Inhalt als 
solche quali£ciren: so müssen nach Artikel LV des Berliner 
Vertrags die auszuarbeitenden Reglements auch in 
dieser Beziehung mit dem Rechte der Donaumün- 
düngen in Harmonie gesetzt werden. 

Alle versuchten Einschränkungen sind unbegründet, 
übrigens auch in sich fragwürdiger Natur. Wenn die rumä- 
nische Regierung bemerkt'" ), dass die Bestimmung des Berliner 
Cougresses über das Verhältniss der Reglements beider Muss- 
strecken nur den Zweck gehabt habe, die Freiheit der Schiff- 

Diese Constfnotion findet sich in einom von Humboldt der Wiener 
CongreB8cominis»ion yorgelegten Entwarf« (Kl Aber, Acten d«s Wiener Con- 
gzesses ni, S. 104). 

Vgl. die Art. 117 und 118 Nr. 16 derselben Acte. 
") Note vom 17. November 1882, bei Dahn ö. 64 f. 
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fahrt und die gleiche Behandlung für alle Nationen zu sichern, 
so ist namentlich zu erwägen, dass zur „Freiheit der Schiif- 
fahrt" auf den Donaumündungen nach der positiven Ausbildung 
des Begriffes Alles gehört, was dort eine wirklich freie Schiff> 
fahrt fördert, auch die stipulirte Form des Vollzugs der 
SchilPahrtsordnungen. Wenn H o Ittendorf f(S. 94) den Auf< 
trag des Artikels LY blos daliin Terstanden wissen will, dass 
die neuen Reglements mit dem technisclien Theile der 
stromabwärts von Galatz berrsclienden Schiffahrtsordnnngen 
möglichst in Einklang gesetst werden sollen, und gleich darauf 
(S. 95) auch dahin, dass das in der, europäischen Ck>mmission 
geltende Fnneip der G-ieiohberechtigung in den neu zu ver- 
einbarenden Regeln angewendet werden soll, so erscheint 
es auch schon an und für sich sehr bedenklich, aus den Regle- 
ments der untersten Donaustrecke in Bezug auf die Organi- 
sation der mrvelllance, zusammenhanglos, die ganz zweifel- 
losen Grundsätze, die durch die Technik der Seiiittahrt ge- 
fordert werden, und dann das vereinzelte Princip der Gleich- 
berechtigung der Mächte für eine nach anderen Grundsätzen 
zu gestaltende Commission «u extrahiren. 

2. Von einer Harmonie der Reglements, wie sie nach 
Artikel LV hergestellt werden soll, kann man sowohl in dem 
Sinne sprechen, dass die verschiedenen Rechte miteinander 
nicht collidiren, als auch in dem höheren Sinne, dass sie ein 
harmonisches Ganze bilden sollen. Es ist von vorneher^ 
klar, dass Artikel LV diese letztere Harmonie meint. Wirk- 
liche Collisionen sind bei Reglements für verschiedene Strecke^ 
eines Flusses ohnehin sehr schwer möglich. Andererseits bildet 
eine wirkliche „untfom«^ de aysUme*^ schon nach Artikel 110 
der Wiener Gongressacte ein Postulat des internationalen 
Schifl^hrtsrechts. In der That wird auch nidht behauptet, 
dass Artikel LV im Sinne eines blos sozusagen negativen Ein- 
klangea aufzulegen sei. 

Es findet sich im Gegentheile eine Ueberspaunu ng 
des Begriffes der Harmonie. Holtzendorff (S. 95) meint, 
dass ein* andere Schiffahrtsordnung nur dann „völlig" iu 
Einklang mit der Stellung der europäischen Commission ge- 

*^ TgL «ndi Art XI des ftstamidiiBeh-aarbfBeheii SobiflkArtavertragw 
vom S2. Februar 1882 (R. 0. Bl. Nr. 85). . 
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setzt werden könnte, wenn die Competenz derselben bis an 
das Eiserne Thor ausgedehnt würde. Und G-eff cken scheint 
daran mindestens zu denken, dass die Errichtung einer voll- 
kommen gleich construirten internationalen Behörde zur Har- 
monie erforderlich wäre. Es ist nun, insbesondere nach 
Artikel LIII des Berliner Vertrags zweifellos, dass die 
Mächte d^ Wirkungskreis der europäischen Commission nicht 
über Galatz hinausreichen lassen wollten; und es ist mit Bück- 
sicht darauf, wie auch aus allgemeinen Gründen sicher, dass 
sie nicht eine Copie dieses Organismus auf der neu zu regle- 
mentirenden Strecke herstellen lassen wollten. Wären jene 
Ansichten richtig, so würde daher nur gefolgert werden kSnnen, 
dass eben insoferne keine „völlige" Harmonie der beiden Schiff- 
fahrtsurdnaiigeu zu schaffen aei. Allein sie scheinen mir auch 
an sich unstichhältig. Im Allgemeinen muss allerdings zuge- 
geben werden, dass dem Ideal einer harmonischen Ordninic^ 
für die verschiedenen Theile desselben Flusses, wie einerseits 
die Grleichförmigkeit der materiellen Bestimmungen i*^), so 
andererseits die Einheit des Vollzuges entspricht, erstere aber 
nur so weit, als nicht die verschiedene Beschaffenheit der Eiuss- 
theile Abweichungen erheischt, und letztere nur, wenn der 
Vollzug zugleich so organisirt ist, dass jene Gleichartigkeit 
des Verfahrens, welche durch die Einheit vorzugsweise er- 
strebt wird, wirklich für all' die verschiedenen Flussstrecken 
gewärtigt werden kann. Hier nun handelt es sich um den 
speciellen Fall, dass mit einer bereits bestehenden 
und nicht zu änd er n den Ordnung einer Flussstrecke die 
Ordnung einer anderen in Harmonie gesetzt werden soll. Bas 
Postulat der Gleichfdrmigkeit der materiellen Bestimmungen 
wird auch hier regelmässig durchgeführt werden können, nur 
dass das Kesultat hiebei doch einigermassen anders ausfallen 
wird, als wenn von vorneherein die Bestimmungen für das 
Ganze der beiden i^'luasstrecken geschaffen worden wären. Rück- 
sichtlich der Einheit des Vollzuges ist hingegen ganz beson- 
ders darauf zu sehen, ob sich der bestehende Vollzngsorganis- 
mus seinem Charakter nach zu der neu hinzutretenden iTluss- 



Vgl. Engelhardt, Du rdghm eonitmtionittid des ßewm tnter- 
naüwaiuat (1879), S. 109 f. 
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strecke nicht ganz anders verhalten würde, als zu derjenigen 
für die er geschaffen wurde. Unter diesen Umständen würde 
die Harmonie durch die Einheit, durch die einfache £istreckung 
seiner Competenz viel mehr leiden als gefördert werden. Wenn 
etwa Knmanien an den Bonaumnndangen als üferstaat 
schlechthin nach jeder Bichtnng für den Vollzng der Begle* 
ments zu sorgen hätte, so würde gewiss nicht hehanptet 
werden können, dass die Harmonie die Brstreckung saner 
Yollzugsgewalten bis zum Eisernen Thore, auch fBr die serbi- 
schen und bulgarischen Gewässer fordere. Und ganz dasselbe 
muss in Bezug aul die europäische Uümüii.<,^>ioii festgehalten 
werden, wäre es auch nur deshalb, weil Serbien und eigent- 
lich auch Bulgarien in ihr nicht gleich Rumänien vertreten 
sind. Hier kann der gleichartige Charakter des Vollzuges 
nicht mehr dui'ch die Einheit erreicht, es muss ein neuer 
Organismus geschaffen werden, welcher ihn durch sein Wesen 
sichert, und nur unterstützend mag eine gewisse äussere Yer- 
bindung zwischen ihm und zwischen den bestehenden Organen 
hinzutreten, wie eine solche auch im Londoner Vertrage in 
Aussicht genommen ist. 

idoll nun der neue Organismus durch sein Wesen Bfirg- 
Schäften dafür bieten, dass der Vollzug in harmonischer Weise 
geschehe, so muss er nach denselben Frincipien ge- 
staltet werden, welche in der bestehenden Ordnung wirken, 
also hier nach jenen Frincipien, welche bewirken, dass an der 
untersten Bonaustrecke der Vollzug in einem gewissen Sinne 
erfolgt, während die Ausführung dieser Frincipien insoweit ab- 
weichend gestaltet werden muss, als die Nachahmung aut den 
zu reglementirenden Flusstheil gerade in anderem Sinne wirken 
würde. Nicht alaob dieheriiherzunehmenden Frincipien sich ihrem 
eigenen AV'esen nach auf den gegenwärtigen Fall bezogen. Sie 
sind vielmehr ganz strict nur für die Donaumündungen und 
theiiweise als Ausnaiime mit Kücksicht auf die concreten Ver- 
hältnisse gedacht; von aussen her, von Artikel LY wird die 
Analogie durch das Fostulat der Harmonie der Reglements 
hereingetragen. Nicht als ob es femer, abstract betrachtet, 
auch ohne eine analoge Organisation unmöglich wäre, dass 
thatsächlich an beiden Donaustrecken die materiell einander 
entsprechenden Reglements auch in demselben Sinne auflegt 
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inid RiisgH führt würden. Aber die Harmonie des Vollzuges 
soll ja iiier, nach Artikel LY durch die Harmonie der Voll- 
zuga 0 r d n u n g e n herbeigeführt oder gesichert werden, sie 
soll auch mit jenen Mitteln, die das Kecht in Recht in Bezug 
auf die Organisation der Vollzugsbehörden gewährt, gefördert 
werden. — Uebrigens ist mit in Betracht zu ziehen, dass 
eine Vorschrift, welche die Herstellung der Harmonie mit 
einer bestehenden Ordnung fordert» neben dem eigenen Wertbe 
der Harmonie auch den absoluten 'Werth der bestehenden 
Ordnung und seine Aneignung fdr die neu zu schaffende 
mittelst der Harmonie in*8 Auge fasst. 

Die Protokolle des Berliner Gongresses^*) scheinen diese 
Ausführungen nach jeder Richtung ssu bestätigen. 

Der von dem Congress in der Sitzung vom 4. Jnli 1878 
angenommene Text dilFerirt wesentlich von dem gegenwärtigen 
Texte des Artikels LV. Es werden dort nur die „rr(/lrN//>nfs 
de navifjofion d cJr jidlice jlii n'i(lf':' erwähnt, und es soll zwisctien 
den auszuarbeitenden Reglements wnd denen des maritimen 
Donaiitheiles „conforntiW" hergestellt werden. Graf Andrassy 
hatte während der Discussion den praktischen Nutzen, den 
die Aufstellung des Princips: „de Vunite des r^glemmts de 
naviffation*^ gewähren würde, betont. Die Aenderungen sind 
offenbar von der ßedactionscommission beschlossen worden 
und der Congress hat sie ohne Weiteres acceptirt. Mehrfach 
wurden wichtige Beschlüsse dieser Commission überlassen, 
welche aus Vertretern aller Mächte bestand, deren öster* 
reichisches und russisches Mitglied, Haymerle und 0 u b r i 1 
überdies speciell in dieser Frage auch im Plenum besonders 
hervorgetreten waren. Es scheint mir nun sicher, dass die 
„/mrmonte" gerade deshalb der j^conformiW^ substitnirt wurde, 
weil die „reglemenfs de rnttmllanee* neben die Schiffahrts- 
und Polizeireglements traten und weil man eben den Gedanken 
ausschliessen wollte, dass der Wirkungskreis der europäischen 
Commission über den vom Congresse bereits beschlossenen 
Endpunkt hinaus ausgedehnt würde; dass aber andererseits 
auch der Begriff der Harmonie gewiss nicht in einem Sinne 
gefasst wurde, der von der vom Congress bereits sanctionirten 

'«) S. Staatsarchiv XXXIV. S. 214 U 218, 260. 
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Idee einer y,conf'ormitti~ , einer ^unäe^ weiter abvvicii, als diese 
Erwägung reichte. 

3. Es versteht sicli, dass bei der nun obliegenden Unter- 
sucliuDg der an den Donaumündungen verwirklichten Organisa- 
tinnsprincipien nur jene Punkte exprofesso in J^etracht zu ziehen 
sind, auf die sich der Streit bezieht, dass ferner die europäi- 
sche Commission in jener Grestait und Bedeutung in'a Auge 
za fassen ist, welche ihr zur Zeit des Berliner Vertrages und 
nach der späteren Entwicklung zukommen. 

An den Bonaumündnngen ist die Ezecntivgewalt den 
Territorialbehörden entzogen und einer internationalen Com- 
mission sammt den von ihr abbängigen Organen überlassen. 
Dieses Prinoip wird daher in erster Linie auf die Strecke 
vom Eisemen Thor anzuwenden sein« 

Schwieriger ist es die in der Zusammensetzung der 
europäischen Commission verwirklichten Frinoipien aufeudecken 
und analog zu verwenden. 

Diese Zusammensetzung ist bestimmt worden „in Er- 
wägung des enropiiisehen Interesses, welches sieh an di> 
vollständige Oelfnung der Donau .... knüpft", die Commission 
soll fnngiren als „Repräsentant der Interessen Aller". Da 
sie in Wahrheit, so Manches auch über die politische Seite 
der 8ache gesagt worden ist, nur den an der Schiffahrt 
hängenden Handels- und Schiffahrtsinteressen dienen kann 
und dient, so bedeutet das, dass sie diese, alle Staaten mehr 
oder weniger, direct oder indirect, berührenden Interessen, 
als allgemeine, für Jedermann zu wahrende, schützen soll. 
Zweifellos soll^ daneben auch diesonstigennfer staatlichen 
Rechte und Interessen, welche sich sogar gegensätzlich zu 
dem Handels- und Schiffahrtsinteresse äussern können, eine 
gewisse Vertretung in der Commission finden. Die Theilnahme 
der Türkei an derselben ist sicherlich theilweise unter diesen 
Gesichtspunkt gefallen; und die Türkei hat jene Rechte und 
Interessen in ihrem Schosse lebhaft geltend gemacht. i®) Derselbe 
Zweck ist gewiss theilweise verfolgt worden, ala die Mächte 



Ma I T . IIS N. R. G. XV, S. 648, 650, 656 (Wiener Coaferenzen, IS55). 
'*) S. besonders das Separatvotum des türkiacheu Delegirten vom 
30. Jänner 1858 (Neumann et Plason llec. autr. N. S. VIII, S. 411 ff.). 
Strisower. ti^^, 2 
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im Berliner Vertrage dem nenen üferataate Bumanien eine 

Vertretung in der Gommission gewährten.!"») 

Insoferne nun ein allgemeines Interesse für die Zusam- 
mensetzung der Cümmission massgeblich erscheint, und insoferne 
die vereinbarten Satzungen diesem Zwecke dienen sollen, kann 
man auch von jeder einzelnen in der Gommission ver- 
tretenen und zur Durchführung dieser Satzungen verpflichteten 
Macht sagen, dass sie das allgemeine Interesse repräsen- 
tire. Aber auch nur in diesem Sinne ist dies richtig. Die 
Stellung jeder einzelnen Macht beruht nicht auf einem Jilandate 
oder auch nur auf einer Wahl Europas oder auf einem 
Mandate oder auf einer Wahl aller übrigen Mächte. Das 
wSxen Fictionen und theilweise unsinnige Fictionen. £s besteht 
keine Verpflichtung jeder einzelnen Macht das allgemeine 
Interesse sehleehthin zu verfolgen. Das wäre auch ein völlig 
nnpracticables Frincip. Dass das allgemeine Interesse gewahrt 
wird, beruht vielmehr auf inhärenteti QuaHtSten der an 
der Gommission theilnehmenden Mächte und auf dem Mecha- 
nismus ihres Zusammenwirkens. 

Am ehesten könnte man noch gerade bei Rumänien be- 
haupten, dass der Wille der übrigen Mächte die Grundlage 
seiner Stellung bilde, Rumänien ist durch den Willen der 
anderen Mächte aufgenommen worden, und zwar sicherlich 
nicht bloss, damit jenes specifisch territoriale Interesse ver- 
treten sei, sondern auch um an der Sicherung des allgemeinen 
Handels- und SchifPahrtsinteresses mitzuwirken. Indessen ist 
dieser Willensact der Mächte offenbar nur als formale 
Sanction eines Frincips, gleich der legislativen Sanction 
des staatlichen Rechtes zu betrachten, sie gehört nicht zum 
materiellen Thatbestande des Prindpes. Es handelt sich nicht 
um den dem Ghrundgedanken staatlicher Wahlordnungen ver- 
wandten Gedanken, dass deijenige Staat berufen sei, an der 
Vertretung des allgemeinen Handels- und Schifiiahrtsinteresses 
mitzuwirken, welcher von gewissen Mächten hierzu bezeichnet 
wird; sondern um den Gtodanken, dass aueh der ITferstaat 



Vgl. über den Titel der Zalassaog Rnminiens das 4. Protokoll der 
Londoner Conflnraiu ^tftatSAXokW XLI, S. 315 If.) nnd die nunlnisclien 
Noten wm 9. Dtoember 188S mtd wom ft4. Mai 1883 (bei Dahn s. 74 f., III f.)* 



Digitized by Google 




Dr. Leo Strisower: Die Donaufrage. 19 

vermöge seiner eigenen Handels- und Schiffahrtsinteressen 
hierzu berufen atä. Was die üljrigeii ILächte selbst betrifft, 
so treten folgende Gesichtspunkte in den Vordergrund. Sie 
sollen an der Vertretung des allgemeinen Interesses theil- 
nehmen, weil sie ein eigenes, mehr oder minder bedeutendes 
Interesse derselben Art, und mindestens einzelne von ihnen 
ein so mächtiges Interesse haben, dass eine entsprechend 
energische Obsorge von ihnen sa erwarten steht, und ihr 
freies Ermess en billiger Weise einen Einfluss gemessen soU. 
Der Geeammtlieit dieser Nichtuferstaaten mit ihrem isolirten 
und energischen Interesse wird das Uebergewicht über den 
Uferstaat in der GommiBsion gegeben, theils durch das in 
derselben und zwar gerade för administrative Fragen, in 
bedeutendem . Umfange herrschende Majoritätsprincip, tbeils 
durcli die Herbeixiefatong sfimmtlicher politiscb bedeutender 
Mftchte, deren Gesammigewicbt territoriale Velleitäten nicht 
leicht widerstehen kSnnen, während umgekehrt die Femhaltung 
der einen oder der anderen gefährliche Eifersucht wecken 
könnte. Dem Streben, die Verfolgung eines particulärcn 
Interesses über jenes Mass hinaus zu hindern, in welchem 
dasselbe mit dem allgemeinen Interesse identisch oder ver- 
einl)ar ist, entspricht namentlich das Princip der Stimmen- 
gleichheit, das ohne Kücksicht auf die absolute Grösse des 
Interesses der einen oder der anderen Macht festgehalten wird. 
Auf der Strecke, wo die europäische Commission waltet, 
kommen fast ausschliesslich die Seeschiffahrt und der See- 
handel in Betracht. Auf dem zu xeglementirenden Flusstheil 
können hingegen die Seeschiffe aus natürlichen Gründen nur 
in geringem Masse verkehren. Die Flussschiffahrt spielt 
hier die Hauptrolle. Für den Seehandel bildet die Strecke 
eine wichtige Yerbindungsstrasse. Aber sie entfremdet ihm 
auch andererseits den Markt, der in sehr bedeutendem Um« 
fang von dem fluss^rts operirenden Handel eingenommen 
wird. Dah^ kann das Vorbild der europftischen Commission 
in der neuen Behörde nicht einfach nachgeahmt werden. Soll 
auch hier , wie dies dort nach den obigen Ausführungen der 

Götz, Das Donangebiet (188S) S. 421 ; vgl. die Mittheilnugen 
der k. und k. Österreich isch-nngtrischea ConBularbehörden Xlt 
1833, S. 165. 678, 787 f., 790. 

696 2* 



Digitized by Google 



20 



Dr. Leo Strisower: Die Donaufrage. 



Fall ist, das allgemeine Handels- und Schiffahrtsinteresse durch 
energischselbst interessirte Nicht uferstaaten überwiegend 
gesichert werden, so miiss dies p:leic]imäst>ig bezüglich der 
Flussschiffahrt und des FInsshandels wie bezüglich der SeesohifF- 
fahrt und des Seehandels geschehen, damit nicht die eine 
Art von Interessen unter der zum Theile — namentlich wenn 
die ganze Länge der Strecke in Betracht gezogen wird — 
gegensätzlichen Wirknng der anderen leide. 

Im Interesse der Flnssschiffabrt and des Flusshandels 
kann aber Oest erreich-Ungarn neben einer au Seehandel 
nnd an der SeeachifEiabrt interessirten Haclit eine Stinme m 
der CommiBsion fordern. Bie überwiegende G-rSsse seiner In- 
teressen in den angefahrten Richtungen ist anerkannt, wird 
freilicli bei Catellani (S.106fi'.) in verkehrter und das Ver- 
hftltniss zn seinen Ungunsten verschiebender Weise an der 
Anzahl der die Mündungen passirenden Schiffe gemessen. ^0 



€toiuii0 Hflasimgai sind tohww« In den M ittheilnngen XI, S. 792, 
witä filr 1882 die Zahl aller Fltisifahneiige , welche auf der anteren Donau 
Bwisclieii dem Eisernen Thore and der Saliaa'Mttndnng, dann anf dem 
P rn t Ii verkehren , anf 76 Dampfer von 5113 Pferdekräften , 464 Sdilepp- 
aeUflG» von 165.526 Tounen, 332 sonstige Sdiiffe von 64.145 Tonnen angegeben. 
Hiervon entfallen auf die Flaggen der angrenjsenden Uferstaaten 14 Dampfer 
von 485 Pferdekräften, 3S t^rhlcppschiffe von 6152 Tonnen, 176 sonstipo Schifte 
von 37.596 Tonnen; auf die usierreichisch-nngansrhe Flagge 28 Dampier von 
2995 Pfmdekräfteu, 144 Schleppschiffe von 63. '180 Tonnen ; auf die griechische 
Flagge 30 Dampfer Ton 1431 Fferdekzttflen, 281 ScbleppeehilTe von 86.984 
Tonnen, 132 eonetige Sebiffe von 23.092 Tonnen. Et bietet die« aber bei 
Weitem kein richtigea Bild ; man mnss namentlich die ScbüBihrt anf dem Prath 
mit theils rnmänischer , theil.s griechischer Flagge nnd die Donanschiffahrt 
zwischen Braila nnd Salioa, dann den Unterschied in den von den Schiffen 
dnrchlaafenen Strecken in Betracht ziehen. Folgendes gewährt einen weiteren 
AiihaltspTmkt , wobei die hohen ZiÖern sich daher erklären , dass jedes Schiff 
80 oft gezählt wird, als es anläuft. In dem Hafen von Ginrgevo beträgt die 
mittlere jährliche Zahl der Schiffe für die Jahre 1875, 1876 und 1878—1880 
nngeß-hr 908, die Zahl der 9eteneichleeb*nngarischen 432, die der gpriecbiseben 
200 (1880: 335). Fttr 1881 finden wir im Gänsen 1221 Sebiffe, darunter 
618 Ssterreidiieeb'lingarische (614 Dampfer nnd Schleppe), 100 griechische 
Dampfer und Schleppe, 354 bulgarische Segelschiffe. Die österreichischen Schiffe 
besorgten etwa drei Viertheile des Gesammttransportes. In dem Hafen von 
Tum-Severin (beim Eisernen Thor) werden für neben den Schiffen der 

österr.-nngar. Dampfachiffahrts-Gesellschaft (51ö von oben nnd 292 von nnten 
angekommene Post-, Fracht- und Schleppschiffe) nur 8 — 10 kleine griechische 
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Es könnte neben Oesterreich-Ungarn, was Flussschiffahrt und 
Flusshandel betrifft, nur noch Deutschland in Betracht kommen. 
Seine geringe Betheiligung wird aber schon durch die von Fttrst 
Bismarck in einer bekannten Bemerkung auf dem Berliner 
Oongrease bezeugte Thataaohe, dass die von oberhalb fi^gens- 
biirg kommenden deatsohen SchifPe nicht donauabwSrts gehen, 
um deutsche Waaren in den Orient zu exportiren und durch 
die weitere Thatsache erbSrtet, dass westphSlische Eisen* 
waaren über Rotterdam und das Meer nach Bumänien 
exportirt werden, rumänisches Getreide ebenfalls über das 
Meer und Hotterdani nach Mannheim und selbst nach München 
gelangt.**) 

Oesterreie)! ist also auf Grund seiner eigenen, vorzugd- 
weise durch seine natürliche Lage hervorgerufenen sehr 
bedeutenden Interessen zur Tlieilnahme an der neuen Commis' 
sion berechtigt. Es ist eben unrichtig, wenn Holtzendcu'f f 
(S. 96) in einer überdies ungenauen Darstellung als G-eg^- 
satz hierzn geltend macht, dass in der europäischen Com- 
mission nur allgemeine internationale Interessen vertreten 
sind. Denn sie werden dort auf Grund eigener Interessen 
der betheiligten Mächte vertreten. Gerade so wenig ferner, als 
die Mächte auf Grund einer Wahl in die europäische Com* 
mission berufen erscheinen, gerade so wenig kann dies von 
Oesterreich für die neue Behörde verlangt werden. 

Auch die anderen hervorgehobenen Organisationsprinoi- 
pien sind im Londoner Vertrage gewahrt. Das Uebergewicht 
des durch die Nichtufer Staaten vertretenen isolirten Handels- 
und Schiffahrtsinteresses in der gemischten Commibüion wird 
gesichert durch die Verbindung mit der europäischen Commis- 
sion, durch strenge Festhaltung des Majoritätsprincips und 
durch den Umstand, dass drei üferstaaten gegenüberstehen, 

SoUappachiffe Teneicluet. (Uitthailnagen, VUI, 8. 154, IX, S.330, X, 
8. 285, XI, S. 678). — Für den Flnsshandel aind natürlich diese Ziffern 
nicht massgebend ; es handelt sich bei ihnen grosseDtheilj um Zufuhr zu den 
Seeschiffen. Der Flusshandel besteht übrigens fast nur im Verkehre mit der 
oberen Donan ; circa 250 Mili. Kg. passiren jahrlich das Eiserne Thor; der 
locale Handel zwischen den Hafenplätzen der unteren Donau ist bei der Gleich- 
artigkeit der abzugebenden Artikel (Naturprodacte) nur gering. (Götz, 1. c. 

8. m,) 

») a G5tx 1. c 8. 449, 463. 
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von denen nicht zu erwarten ist, dass sie alle dem Handels- 
und Schiffahrtsinteresse rein territoriale Interessen vorziehen 
werden. Das nngebülirliobe Vordringen particulärer Interessen 
wird gewiss genfilgend dureli die Ansah! der Theilnehmer nnd 
ihr gleiches Stimmreeht abgewehrt. Wenn man selbst glauben 
will, dass politische Freundschaft Serbien und Deutschland 
immer auf Seite Oesterreiohs drangen werde, so bedeutet 
das noch immer nicht viel, denn Deutschland ist nur einer 
der sechs altemirenden Staaten der europäischen Commission, 
und wenn es aach vermöge der alphabetischen Ordnung zuerst 
in die gemischte Commission eintreten und an den derselben 
zunächst bevorstehenden wichtigen Aufgaben einer Grescbäfts- 
ordnung und allgemeiner Instructionen mitwirken wird, so 
sind gerade dies Aufgaben, welche nach dem Luiuluner Vor- 
trage der Ueberprüt'uug seitens der europäischen Commission 
unterliegen. 

in. 

Wenn man nicht der Ansicht ist, dass der Auftrag, die 
auszuarbeitenden Reglements mit denen des maritimen Donaa- 
theiles in Uebereinstimmung zu setzen, zu genügenden Schlüssen 
fiihre und insbesondere die Forderungen Oesterreichs recht- 
fertige, so fragt es sich, ob sie nicht in sonstigen aUgemeineren 
Bechtsbestimmungen gegründet sind. 

Der Pariser Vertrag von 1856 hat die Flussrechtsgrund- 
sätze, die in dem vorletzten Abschnitte der Wiener Gongress- 
acte enthalten sind, auf die Donau für anwendbar erklärt. 
Er stipulirt weiters gewisse die Schiffahrtsfreiheit erweiternde 
J5t .stimmnngen und gewisse wichtige Durcbfübrungsvorschriften, 
ntimentlicb die Systemisirnng einer provisorischen europäischen 
Commission auf den Mündungen des Stromes und einer per- 
manenten Uferstaatencommission für den ganzen Strom, welche 
zunächst die ScbifFabrts- und Polizeireglements auszuarbeiten 
und die der Anwendung der Wiener Principien auf die Donau 
entgegenstehenden Hindernisse zu beseitigen hatte, sodann über- 
haupt in gewisser Weise permanent auf dem Strome wirken 
und auch die Erbschaft der europäischen Commission antreten 
sollte. Es ist bekannt, wie das Provisorium der europäischen 
Commission immer weiter hinaus erstreckt wurde ; wie anderer^ 
seits die Donauschiffahrtsacte von 1857, durch deren Aua- 
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arbeitnng die XTferstaaten-ComnussioD ihre erste Aufgabe er- 
füllen wollte, nicht zur Zufriedenheit der Machte ausfiel, wie 
durch Artikel 5jies Londoner Vertrages vom 13- März 1871 
die Beäingiingen des Wiederzusammentrittes dieser Gommission 
einem vorgängigen Einvernehmen zwischen den üferstaaten 
überlassen worden sind und die völlige Durchführung des 
Pariser Vertrages einer ungewissen Zukunft überantwortet 
erscheint. 

Was nun die Anwendbarkeit älterer Verträge in dem 
gegenwärtigen Streite betrifft, so erklärt die rumänische 
Regierung, dass die Bestimmungen des Wiener, Pariser und 
Londoner Vertrages als Xorm zur Lösung derjenigen Fragen 
dienen müssen, über die sich der Berliner Vertrag niclit 
formell ausspricht. »3) Auch Dahn (S. 14) betrachtet diese 
Verträge nebst 4*m Berliner Vertrag als die „völkerrecht- 
lichen Voraussetzungen, Grundlagen und Vorgänger" der auf 
die gegenwärtige Angelegenheit bezüglichen Vereinbarungen. 
Holtzendorff behauptet direct, dass das Becht der üfer- 
staaten vom Eisemen Thore abwärts in Gemassheit der 
Wiener Congressregeln zu gestalten sei (S. 94, vgl. S. 57, 79, 80). 

Wollte man die wirklich noch vorhandene Kraft all^ 
die DonauschifPahrt betreffenden Verträge gründlich unter- 
suchen, so würde das sehr ausführliche Erörterungen heischen. 
Mir scheint aber Folgendes sicher und zureichend. Die Be- 
stimmungen des Pariser Vertrages sind fortdauernd für rechts- 
verbindlich angesehen worden. Ihre völlige Duii Ii i iilirung 
wurde für eine spätere Zukunft in Aussiclit genommen und 
auch während des Provisoriums wurden sie als massgeblich 
betrachtet, angerufen und berücksichtigt, soweit dies die das 
Provisorium anerkannter Massen kennzeichnenden factischen 
und durch die nachgefolgten Vereinbarungen auch rechtlich 
gestalteten Momente, insbesondere die Wirksamkeit der 
europäischen Gommission und die NichtWirksamkeit dpv üfer- 
staaten-Commission zuliessen.**) Wenn nun in Artikel LV 

S. die Note vom 2d. Mai 1881, Ygl. die Note vom 17. November 1882 
(bei Dahn S. 58, 04, 66). 

'*) Vg). in (lieser Beziehung die türkische Erklärung im 18. Protokolle 
der Pariser Conferenami von 1858 (Martens K. R* B, XVI« 2. S. 49); Art. 6 
des Londoner Vertrages vom 13. Uirs 1871 j die ini Jahre 1877 betrdfo der 
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des BerÜBer Vertrages einer internationaien Commission der 
Auftrag ertheilt wird, die Reglements für die Strecke vom 
Eisernen Thore auszuarbeiten, so liegt darin offenbar eine 
Beziehung zu jenen immer als rechtsverbindlich bpfrachteten 
Bestimmungen des Pariser und mittelbar des Wiener Vertrags, 
welche die Ausarbeitung solcher internationaler fteglements 
anordnen. Diese Beglements sollen nun theil weise, für einen 
Flusstheil, auf neuem Wege ausgearbeitet nnd es sollen daher 
auch neben nnd hinter dem speoiell hinzugesetzten Princip 
der Harmonie mit dem Rechte der Mündungen jene Bestim- 
muDgen liierbei beobachtet werden, welche in Gemässheit der 
älteren Verträge anzuwenden sind, natürlich in der Weise, 
wie dies der Natur der Aufgabe, der blossen Regelung eines 
Flusstheil es entspricht. 

Von jenen Bestimmungen, welulu; der Pariser Vertrag 
über die Organisation und über die Funetionen der Ufer- 
staaten- Commission enthält, wird freilich kein Gebrauch 
gemacht werden können; denn — abgesehen von anderen 
Gründen — sind dieselben, wie insbesondere auch ihre Gre- 
schichte zeigt , so eng mit der allgemeinen ehemaligen 
Aufgabe, eine einheitliche Ordnung für die ganze Donau unter 
den damaligen concreten Verhältnissen herzustellen, verknüpft, 
dass sie sich in gar keiner Weise auf den gegenwärtigen Fall 
anwenden lassen, dass sich gar nicht aas ihrem Inhalt be-^ 
stimmen lässt, was festgesetzt worden wäre, wenn der jetst 
in Frage stehende Donautheil unter den jetzigen Verhältnissen 
zu regeln gewesen vf^ixe. Auch die Prindpien der Wiener 
Congressacte beziehen sich auf den Fall, wo der ganze 
schiffbare Fluss geregelt wird. Aber als unmittelbarer Aus- 
druck der allgemeinen Ideen des Fiussrechts lassen sie sich 



Freiheit der Douaaäcuiü'alirt während des rassiijuli-tiii'kiscben Kriegbi» ^rflos- 
lenett Notui, Staatsarohiv XXXU, Nr. 6436, 6441, 6447, 6452, 6454. 6457, 
6458, 6464; den UotlTenbericht dwötftwreiehiacheii Begieranc sam Schifialirts- 
▼«rtiage mit Serbien (Protokolle des AbgeordnetenhaaaeB IX. Sesiioii, 
Beilage Nr. 503) n. b. v. 

*■) Tgl. Art I, aL 1, Art. XIII, aL 5, 6 des daterreiehiBch-baierisciieii 

Schiffabrtsvertrages vom 2. December 1851 (Martens N. B. G. XYI, 2, 
S. 63); Punkt 5 des Wiener €onferena>Bntwarfe8 uad •Beschlaseee von 1855 
(eben das. XV, S. 650, 656.) 
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ihrem Geiste nach auch auf einen Fall, wie der gegenwärtige, 
in Anwendung bringen. 

Hier concentrirt sich das juristisohe Interesse der ganzen 
£^rage; hier wird sie za einer typiecken. Es handelt sich 
dämm, was fiir Bestimmungen tbcr den Yollsug der Begle- 
ments in der Wiener Congressacte enthalten sind, und was 
ihrem Geiste entspricht, wenn zunächst nur einzelne Ufer- 
Staaten verpflichtet werden, sie auf ihrem Elusstheile durch- 
zuführen. 

Dagegen kann ich weder eine allgemeine noch eine 
speoielle Bedeutung den von den Vertheidigern Rumänieiiä 
iiachdrücklicli hervorgehobenen Präcedentien , der Art und 
Weise, wie auf anderen Flüssen die Wiener Vorschriften 
angewendet wurden, zuerkennen. 

Holtzendorff (S. 12 fF.) behauptet die „Thatsache". 
dass in allen streitigen und zweifelhaften Fällen keiner nach« 
gewiesen werden könne, wo die Uferstaaten durch gewaltsame 
Aufiiöthigung territorialer Beschränkungen oder durch Be- 
rufung auf eine der Stimmenmehrheit zukommende Autorität 
verletzt worden wären; dass sämmtliche aus den Principien 
des Wiener Congresses abgeleiteten Flussschiffahrtsacten auf 
der freien Vereinbarung aller einzelnen Uferstaaten be- 
ruhen. — Kun ist es gewiss richtig, dass bei Abschluss eines 
i'lusBsehifPahrtsFertrages die Majorität der betheiligten Staaten 
der Minorität ihren Willen nicht aaferlegen kann. Aber daza 
bedarf es keines Beweises aus Präcedeuzfimen, das folgt aus 
dem Begriffe des Vertrages. Es ist ferner wahr, dass kein 
Krieg wegen Sehiffahrtsstreitigkeiten geführt worden ist. 
Dieses reine Factum, welches bei genug anderen Völkerrechts- 
sätzen zutrifft, ist aber ein völlig gleichgiltiged. Die Rechts- 
natur der Wiener Cougressbestimmungen soll aber durch 
diese Bemerkung, durch diese Hervorhebung des Princips der 
freien Vereinbarung (vgl. auch Holtzendorff S. 80, 125, 
Dahn 8.42"^ doch wohl nicht in Zweifel gezogen werden. 
Die Wiener Principien sind bindende Vertragsrechtssätze, 
welche die zu treffenden näheren Vereinbarungen bestimmen; 
es besteht keine volle Freiheit in Bezug auf diese Verein* 
barungen mehr, mit allen völkerrechtlichen Zwangsmitteln 
können jene Principien darohgesetzt werden. Dies ist ganz 
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selbstverständlich, wurde übrigens in der Congresscommission 
selbst hervorgehoben.^*) Wie energisch «der Kechtsstandpunkt 
gewahrt worden ist, mag beispielsweise die ungewöhnliche 
Betonung desselben in der Einleitung zur Kheinschiffahrts- 
acte von 1831*^ zeigen. Auch ein thätiiches Vorgehen im 
Interesse der Schiffahrtsfreiheit^ wenn auch nicht gerade mit 
Rücksicht auf die Wiener Grundsätze ist, wie vor, so nach 
1815 nichts Unerhörtes.'^) 

Holtzendorff fährt an jener Stelle (S. 13) fort, es habe 
sich die Staatsprazis der zumeist an der Flussschiffahrt 
interessirten linder, eine mit zäher Conseqnenz festgehaltene 
und beständig bethätigte Tnterpretationsmaxime befolgend, 
dauir entschieden, im Zweifel den Rechtsbefugniaaen des Ufer- 
staates in der Betbätigung seiner Machtvollkommenheit den 
Vorrang zu lassen vor den aus dem Principe der Verkehrs - 
treilieit hergeleiteten Forderungen der Handeltreibenden; eine 
Auffassung, die in der Beschwerdepraxis gegen die Ufer- 
staateu mit Zähigkeit festgehalten worden sein soll. — Wenn 
man von einer befolgten Maxime dieser Art spricht, so 
kann es nur darauf ankommen, was gefordert wurde, nioht 
was man sich von einem Uferstaate gefallen liess, weil er 
doch die Sache in Händen hatte und zur tMna ratio nicht 
gegriffen werden wollte {Holtzendorff meint es auch 
offenbar in diesem Sinne. Da aber wird sich gewiss entfernt 
nicht beweisen lassen, dass nur das gefordert worden ist, 
was zweifellos in den geltenden Frincipien des Flussrechtes 
begründet war. Man nehme nur — gerade umgekehrt — den 
gegen Holland erhobenen und schliesslich durchgesetzten 
Anspruch der Rheinuferstaaten auf Einbeziehung der Waal- 
Mündung, der doch fast zweifellos dem widerspricht, was mit 
Rücksicht auf die Verhandlungen der Wiener Congresscom- 



*•) S. Kitiber, Actea UI, 29, 89; Tgl. die t«Tkiache& Noten bei 
Wurm, Fünf Briefe über die Freiheit der Flnesschiftahrt (1858) S. 9 ff. 

"\ Marteoa N. B. IX, S. — Vgl. nbiigene Bngelhardt 1. c. 

8. 59 f. 

Vgl. den H essen-Nassauischeu Conflict bei Engelhardt 1. c. S. 147, 
Anm. 1, den Streit über die Kobleuzer Mauthrevisioiiea (Kolb inRotteck's 
and We Ickerns Staatslexikon 1. Auflage, XllI, S. 787) auch einen englischen 
Brltn Vom 5. Hri 1836 fiber die msslseben Donanabgaben im firanzOsieeben 
Portfolio III (1836), 8. 152. 
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mission unter dpv Bezeichnung des „Rheins" za verstehen war-**) 
Und die enropäisohe Commission an den Donaumündungen hat 
sich — unter Kämpfen — anf der schmalen Basis des Pariser 
Vertrages zu ihrer gegenwärtigen Stelivmg erhoben. An und 
für sich wäre übrigens gegen jene Interpretationsregely wenn 
sie richtig angewendet wird, gar Kichts einzuwenden, da das 
Elussschiffahrtsrecht in seiner praktischen Ausgestaltung auf 
vertragsmässigen , daher nach den Ghmndsätzen über die 
Auslegung der Verträge zu interpretirenden Beschränkungen 
der Souveränetät beruht. Aber es macht sich noch gerade, 
mindestens in der Theorie, ein besonderer Favor lür die Scliiff- 
fahrtsfreiheit bemerkbar, ^i) 

Besonders gerne wird von der rumänischen Regierung ^a) 
wie von den bcliriftstellern (Dahn S. 42 f., Hoitzendorff 
S. 13, 57, 95, 125, Geffcken S. 36, Catellani S. 129, 131) 
das Unerhörte der österreichischen Ansprüche betont. Nur die 
europäische Commissinn wird etwa als Präcedenzfall zugegeben, 
zugleich aber seine Bedeutung abgeschwächt, indem die eigen- 
thümlichen Verhältnisse, unter denen er entstanden ist, be< 
tont werden. In letzterer Beziehung soll nicht auf alle Einzel- 
heiten eingegangen, immerhin indess darauf hingewiesen 
werden, dass diese Commission 1878 auch Kumänien gegen- 
über und noch dazu mit erweiterter Machtfulle beibehalten 
wurde. Die Behauptung selbst aber muss als theils unrichtig, 
theils bedeutungslos bezeichnet werden. Was die erste Frage 
betrifft, ob eine unmittelbare Yollzugsgewalt einer internatio- 
nalen Behörde anvertraut werden soll, so bieten die den Po^ 
und namentlicL die den Prutli betreffenden Stipulationen, in 
welchen dies in bedeutendem Masse geschieht '^), Analogien, 

8. Klftber 1. e. S. dl2 f. ; ¥gl. Art. 19, anch Art.3 d«8 Bheinngto- 
mente yon 1815 (ebenda 8. 257). 

TsL unten Note 42; eneh die Bemwinnfen im Hemoire der 

Londoner Conferenz TOm 4. Jftnner 1832 (Scbelde>ScliiffRhrt) bei Xartena 
N, Ä. XII, S. 312 f. 

»<) a Calvo, Droit international I, §. 260i Fiore, Diritto interna- 
zionale pubblica, II, §. 749. 

^0 S. die Noten vom i. Februar 1883 und vom 24. Mai 1883 (bei 
Hahn S. 86, 118 f.)* 

") Tertng awiachfft Oeaterreich, Uodena und Panoa vom 3. Jnli 1849 
(Härtens N» B. G. XIV, S. 535), Art. Y— IX, auch Art. XX n. s. w.; 
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Welche Jellinek mit Recht hervorhebt. Was die zweite 
Frage , die Theilnahrae Oesterreicha an der zu creirenden 
Commission betrilFt, so lässt sich freilich kein passender Prä- 
cedenzfall vorführen. Auch die europäische Commission kann 
nicht in Betracht gezogen werden, denn die Zusammensetzung 
derselben ist zugegebener Massen nicht auf Ghrnndlage der 
Wiener Principien bestimmt worden. Aber es liegt auch 
nirgends ein Thatbestand wie der gegenwärtige vor, wo 
die TJferstaaten eines schiffbaren Fiusstheiles den anderen 
gegenüber terpfliohtet wurden, ihre Flussstreoke nach den 
Wiener Frindpien regeln zu lassen von anderen in Betracht 
kommenden Ums1»nden ganz zu geschweigen. 

Wir übergehen nun zur Analyse und Anwendung der 
in der Wiener Congressacte niedergelegten Bestimmungen. 

1. Die rurnSnische Regierung s'^) glaubt das von der Acte 
für die internationalen Flüsse sanctionirte Regime in den 
hier fraglichen iieziehungen dalnn zusammenfasseu zu können, 
dass den Uferstaaten der Vollzug der Reglements zustehe, 
während daneben eine aus ihren Delegirten bestehende Central- 
commission mit sorgfältig definirten Befugnissen die Controle, 
die Ueberwachung übt. 

Diese Behauptung ist offenbar unrichtig. Der einzige in 
Betracht kommende, wirklich auf alle internationalen Flüsse 
bezügliche Artil.el 116 der Congressacte deutet mit keinem 
Worte einen Unterschied zwischen Vollzug, d. h. unmittel- 
barem Vollzug und Controle an. Wollte man — ungehöriger 
Weise — auf die für einzelne Flüsse damals ausgearbeiteten 

Stipulatiouua zwischen Oesterreich, Moldau- Wailacuei und Rasslaad vom 
15. Decemberl866 (Hartens N. B. G. XX, S. 290) Paukte 7, 8. 9, U, 17 
u. ». w,; Ptathreglenent vom 9. Febrnar 1871 (Uarteaa L c.) Art 63, 65, 
67, 82 v. B* w.; B^emaat fflr die Cwsenvervaltnng »of dem Fmth Tom 
9. Februar 1871 (Keamaun et Plason Bee. mOr. N. 8. VlI, S. 207) §. 1. 

V;rl. unten nach Note 56. Baiera aad Württemberg gegenüber befanden 
sich 1855 die Uferstaaten der unteren Donau nicht in dieser Lage. Mau bemerke 
aber dorh deu Uuterscbied in der Art und Weise wie von üsterrficliischer 
Seite aut 'Ihu ^Vl^^^Jl;^ Conferenzen dem englischen Wnn.srhe, in der permanenten 
Commission vertreten zu sein, mit Beruf ang auf die i'rincipien des Wiener 
Congreesei begegnet vird, wfthrend die rassisehe Aaregong betreib der deat- 
BchmDenaiiataaten mit allgemeineDBrwigangea lorftekgeiriesea vird(l[arteB8 
N. B. G. XT, 8. $48 f.). 

») Nete vom 25. Hai 1882. 8. 58 f. 
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und in der Ccngressacte mir allgemein sanctionirten Regle- 
ments eingehen, 8ü steht hier die Sache folgendermassen. Im 
Rhein-Reglement findet sich wohl eine Uferstaaten-Commissioo 
2itr Controlei anch mit einer gewissen Gerichtsbarkeit; daneben, 
um permanent über die Auirecbterhaltnng des Reglements 
zn wachen, andere internationale Organe, insbesondere ein 
Oberinspector, der von der Commission nach Mehrheit der 
hiebei in einem ungefähren Yerhältniss snr Uferlänga jedes 
Staates vertheilten Stimmen ernannt wird, femer drei Sab« 
inspectoren für den Ober*, den Mittel- und den Niederrhein, 
die nach demselben Princip, aber nicht coUectiv von allen 
Staaten ernannt werden. Aber in dem zweiten, gemeinsam 
für mehrere kleinere Flüsse ausgearbeiteten, knrzen Kegle- 
ment sind internationale Aufsichtsbehörden zum Theile gar 
nicht und zum Theile mindestens nicht ausdrücklich vorge- 
sehen.^') 

Holtzendorff (S. 79) behauptet, (la?s^ Artikel HG der 
Wiener Congressacte in klaren Worten das massgebliche 
Princip verzeichne, wonach die Ausführung der Schilfahrta- 
und Polizeireglements jedem IJferstaate in seinen eige- 
nen Grewäsaern zukommt, und er fügt an anderer Stelle 
(S. 82) hinzn, dass ein Beanf siohtigungsreglement im 
Wiener Congress nicht vorgesehen worden sei. 

Artikel 116 lautet: „Taut ce gm eat vndigui dans lea artides 
pr^eideiu^ sera dilermin4 par un ri^ement oommunf qui renfer- 
mera igalement tout ee qui aurait heaoin^itre fixi 
ultirteuremenL La riglmenit, une fou orrHd, ne pourra itre 
cJtxmgi qua du eonaentemeni de toua Us iMtarweraim^ et ils au- 
ront Boin de pourvotr h son exicution ^une mani^re 
eonvenable €t adapt4e aux eirconataneea et aux 
localitia,*^ 

Gingen dem Artikel 116 nur solche Bestimmungen voran, 

welche sich auf den Inhalt des zu vereinbarenden Reglements 
beziehen, so müsste seine Schlussbestimmung zwar nicht 
ganz im Sinne H o 1 1 z endo r f fs, aber doch nur von der 
jedem Uferataate einzeln zukommenden Pflicht für den Voll- 
zug des vereinbarten Reglements, für die Erfüllung des Yer- 



Vgl. auch Kläber, Acten in, S. 213. 
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träges, zu sorgen, veratanden werden. Es wSre zwar nicht 
ausgeschlossen, dass das Reglement selbst Ver- 

einbarungen über den Vollzug und insbesondere über 
internationale Vuilzugsbeliorden enthielte. Aber eine Pflicht 
unter gewissen Umständen solche zu treffen, könnte auf die 
fragliche Schlussbestimmung nicht gestützt werden. Nach 
natürlichem Gedankengange bezöge sich der ganze Schluss- 
satz auf den Rechtszustand nach Vereinbarung des Regle- 
ments, und da vorausgesetzt wird, dass das Reglement alle 
nothwendigen Vereinbarungen enthalten solle, so könnte nicht 
er die Pflicht zu irgend welchen Vereinbarungen begründen. 

Aber der Artikel 116 ist zu dem alle Flussrechtsbestim- 
mungen der Wiener Congressacte einleitenden Artikel 108 in 
Beziehong zu setzen. Nach diesem haben die Staaten, deren 
Gebiet yon demselben eohifni>aren Flusse geschieden oder durch* 
zogen wird, behufs Regelung der Sohiffahrt Gommissäre zu 
ernennen „^i prendroni pour hasea de leura iravaux Ua pfindpe» 
itatHda dam les articlea auwana,^ Wie alle Flussrechtsregeln der 
Acte, so ist auch die Schlussbestinunung des Artikels 116 
bienaoh ein beim Vertragsabschlüsse zu G-runde zu 
legendes Princip. Es müssen daher alle jene Verein- 
barungen getroffen werden, welche nothwendig sind, wenn 
die Vertragsstaaten für eine angemessene, den Umständen 
und Üertlichkeiten angepasste Form des Vollzuges sorgen 
müssen. In sehr feijier Art lässt der Zusammenhang des 
Artikels 116 zugleich hervortreten, dass möglicher Weise gar 
keine Bestimmung über den Vollzug auf Grund jenes Princips 
in das Begiement aufzunehmen sein wird. Es kann eben an* 
gemessen sein, dass der Vollzug durchaus jedem einzelnen 
Uferstaate überlassen werde. 

Diese AufiPassung findet zunächst eine Unterstützung in 
der Geschichte der Bedaction, Man ist bei derselben sehr 
vorsichtig verfahren. Der Artikel 1 des von der Commission 
des Oongresses ausgearbeiteten Reglements, welches sieh als 
die ursprüngliche, sehr wenig veränderte Form der fraglichen 
Artikel der Sohlussacte darstellt und derselben auch ange- 
hängt ist, besagt, dass die Gommissäre , „prendront pour baaea 
de leura travaux les principes suivan s.^ In dem ent- 
sprechenden Artikel 108 der Acte sind diese Worte in der 
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angeführten Weise geändert, so dass von y^jj-incipi^s ^tnhlh dam 
les articles sinvani^'-'- die Rede ist. Vernünftiger Weise erklärt 
sich diese Aenderung nur daraus, dass auf Artikel 116, welcher 
das Reglement als Artikel 9 beschlies st, in der Schluss- 
acte noch ein weiterer, auf das Flussrecht bezüglicher Artikel 
folgt, der kein Princip enthält und nur die speciellen 
Reglements für den Rhein und die anderen Flüsse sanctionirt. 
Wie immer dem sei, jedenfalls hat man auf eine correcte Art 
sicli auszudrücken Bedacht genommen, and es mnss daher 
feststehen, dass wirklich alle das Elussreckt betreffenden 
Artikel, welche Prinoipien enthalten, unter die allgemeine 
Bestimmung des Artikels 108 fallen. 

Der Grandsatz, den Artikel 116 über den Vollcng auf- 
stellt, bezieht 'sich sinngemäss auch auf die Vollzugsorgane, 
scheint sich sogar, wenn man die Worte j^auromt soin de pattrwnr'^ 
berücksichtigt, in erster Linie auf diese zu beziehen; wie 
denn auch der Natur der Sache nach eine internationale 
Reglementation des Vollzuges immer vorzugsweise die Organe 
betreffen wird. Er geht ebensowohl auf Bestellung von Orga- 
nen für den unmittelbaren Vollzug, wie von Aufsichtsorganen. 
Bern hergebrachten Sinne nach umfasst die „exeention^ ancli 
die Aufsicht. Die Thätigkeit der Inspectoren wird in Artikel 1(5 
des Rhein-Reglements von 1815 als j^administratwn^ bezeichnet 
und in Artikel TiXXXTX der Ehein-Schiffahrtsacte von 1831 
werden die Centralcommission und die Inspectoren unter den 
„zur Vollziehung der gegenwärtigen Ordnung'' concur- 
rirenden Organen genannt. 

Die Convenienz, welche sonach Über die Organisation und 
Über die Befugnisse der zu schaffenden Organe zu entscheiden 
hat, ist formell nur nach zwei Seiten begrenzt. Nach Artikel 113 
der Gongressacte wird jeder Uferstaat mit dem Unterhalt 
der Leinpfade, die durch sein G-e biet gehen, und in 
derselben Ausdehnung mit den im Flussbette noth- 
wendigen Arbeiten betraut; eine Bestimmung, die die Bestellung 
gemeinsamer Behörden für den unmittelbaren Vollzug auf 
Grund der blossen Convenienz nach diesen Kiciitungen hin 
auöauhliesst. Nach dem Texte des Artikels 116 sind es ferner 
immer nur die Uferstaaten und alle Uferstaaten, die für den 
Vollzug deä Reglements zu sorgen haben. Kichtuferstaaten 
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sind ausgeschlossen, in demselben Sinne» dass kein üferstaat 
auf Grrund der Convenienz genöthigt werden kann, sie zum 
VoUziige auf seiner Flussstrecke zuzulassen. Der ganze Zu- 
saiDüienhang des Artikels IH) bestätigt diese Auffassung, die 
übric^ens selbstverständlich der allgemeinen europäischen Con- 
troie über die AufrechthaltuDg der Wiener Principien nicht ] 
präjudicirt. J 

Das sind die einzigen formellen Grenzen, ^'') Eine grosse j 
Menge von Vollzugsarten findet innerhalb derselben Platz. I 
Wenn ea gerade die angemessene, den Umständen und Oert^ I 
liclikeiten angepasste Form des Vollzages ist, so mnss auclt 
der unmittelbare VoUzag des Beglements, abgesehen von der 
Ausnahme des Artikels 113, gemeinsamen Behörden überant- 
wortet werden. Es ist nicht absolnt nothwendig, dass jeder 
üferstaat an jeder gemeinsamen Behörde theilnehme, noch 
dass jeder in vollkommener Beciprocität eine gleiche Ghe« 
walt anf den Flussstrecken jedes anderen ausübe, als er auf 
seiner Flussstreoke von dessen Seite dulden muss. 'Alle diese 
Ideen können nur anf die Bestimmung dessen, was angemessen 
ist, Einfluss nehmen. 

2. Die allg^nneinen Zeitideen und die Geschichte der 
Wiener Verhandlungen tragen bei, den bezeichneten Sinn der 
uns beschäftigenden Bestimmung zu beweisen und dienen dazu» • 
ihren Geist zu erfassen. 

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts macht sich der (T^danke, i 
dass die Flussschitfahrt für alle üferstaaten frei sein müsse, ' 
mit grosser Krafb geltend. Der PIubs ist eine natürliche 
Verbindungsstrasse für alle Bewohner seiner Uferj und die 
Territorialboheit soll sie nicht der Gaben berauben, die ihnen ' 
die Natur gespendet hat. Die Scheide- und Mississippifirage, 
das Deoret der firanzosisehen Bepublik vom 16. November 1792» 
die zur Zeit der Bepublik und des Empire geschlossenen 
Verträge'^) bezeichnen den Fortschritt der Idee. "Ea ist nicht 
eine einfache Formel, sondern man denkt daran, die mannig- ^ 

**) Wu die Gleichförmigkeit des Systems betrifft, welclie Art. 110 der 
Acte f&t den ganzen Lauf des Flasses Torschreibt, so ist sie nnr obligatorisch 
jfOUiattt que fnire se ponrra**, was nnter den Begriff der Convenienz fällt, 
S. Carathcodory: Du droit international eoncemafU ka granda 
coars d'ean (1861) S, lüO ff. 
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fachen Hindernisse zu beseitigen, welche sich einer wirklich 
freien Schiffahrt entgegenstellen. Das Mass der kiafb der 
Schiffahrtsfreiheit zukommenden Bechte, der Grad derselben 
ermangelt freilich einer allgemein giltigen Bestimmtheit.**) 

Zu gleicher Zeit findet sich eine zweite Idee, Man be- 
trachtet den FlttSB oder eine Flossstrecke als ein den be- 
theiligten Uferstaaten „in Bezog auf Schiffahrt and Handel ge- 
meinsames** Ganzes. Es handelt sich nicht um eine Redensart 
noch um eine Reminiscenz aus dem römischen Recht. Es ist 
odav es wird mindestens ei'i wirklicher juristischer Gedanke, der 
als breite Basis für das Schiffahrtsrecht und für die schützenden 
Principieu dient, mit denen man es gegen den souveränen 
Willen der einzelnen Uferstaaten umgibt. Fasst man ihn in 
seiner ganzen Schärfe, so bedeutet er, dass die Ausübung der 
Hoheitsrechte, insoweit sie die SchitTahrt treffen, den Ufer- 
staaten gemeinsam wird, wozu als noth wendige Ergänzung 
die Verbindung derselben zur gemeinsamen Erfüllung der auf 
die Schiffahrt bezüglichen staatlichen Aufgaben tritt. In 
solcher Schärfe wird nun freilich die Idee nicht dnrohgeföhrt. 
Man will nur mehr oder weniger Conse^aenzen aus ihr ziehen. 

Die Aufgabe der Wiener Congresscommission bestand in 
der Ansföhrung jener Bestimmungen des Pariser Vertrages 

In emein Berichte des amerikuischen Staatiseereiftn von 1791 

fhei Lyell: The diplomacy of the United States, I. 1828, S. 23$ Anden 
sich mehrere darauf bezügliche Principien eines neben dem anderen: . . . . 
vere it [the rlghf of tkh-I fjaflon) to he rnfused, or to be so ahaehled by regit- 
iations not nece^nary for Üie peacp, or fKifcty of (the) inhabiianta, us to render ifa 
uae impracticable to «*, iV n-onld then ä? an injunj, of v>h{rft we should Le 
entitled to demand redresa. The riyht of the upper inhabilanta to uae this 
naviyaüon is the countirptvrt to that of those, pomntmg the »kores bdaw, and 
faunded in ihe »am mUnral r^aHmtB «wfft tht »oU emd water. And the Une 
at iMeh ^A«tV right» meet U to be adeoneed or tBÜhdmwn^ «6 ae to equaÜMo 
the inconvetiiences resulthig to ecuAptuHy from the excrcisc of the riyht of the olhcr. 

*°) S. den Tescbener Vertrag zwischen der Kaiserin und dem Ohnr- 
tursten von der Pfalz vom 13. Mai 1779, Martens Jiec. II, S. 669, Art. V. ; 
das citirte französische Decret (bei CaratheoJory S. 161); den Reichs - 
deputationshauptrecess vom 25. Februar iöUÖ (Marlens Snppl. III, 8.231), 
XXXIX i den Vertrag über den Bh^inseliäffnlirtB-Octroi vom 16. Angost 1804 
(ebenda Snppl. lY. S. 36;, Elnleitvns nnd Artikel II; den Yertms 
swiachen Prenuen und WestpWen vom 14. Mal 1811 (ebenda K. R. I, 
S. 382) Art. Vn nnd XV. 

Striae wer. * 3 
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von 1814, welche die freie Rhein- und ScheldeschilFahrt und 
die Anwendung der in dieser Beziehung festzustellenden 
Principien auf die anderen internationalen Flüsse betrafen. 
Ausgangspunkt ist sonach der einfache Gedanke der SchifF- 
fahrtsfreiheit. Daneben tritt aber die Idee, dass «eine Gresell- 
sohaft" zwiscHen den Uferstaaten, ein „Miteigenthum" bestehe, 
daas der Fluss ein „ Gresanrnitga n geB** bilde, in den Verhand- 
lungen der Commiflsion mächtig hervor.^) Beide Ideen beziehen 
sieh anf den ganzen Flnsslanf, beide können nur znr Erklärung 
der getroffenen Yereinbamngen dienen, sie sind nickt als über 
das wirklich Festgesetzte hinaus selbststSndig wirkende Prin- 
cipien gedaoht.^^ In subjectiver Beziehung bleibt die Com- 
mission bei der alten AnffiMsnng stehen, dass Nichtuferstaaten 
kein gleiches Becht mit Uferstaaten besitzen, indem sie die 
wohl weitergehende Bestimmung des Pariser Vertrages in 
dieser Weise inlerpretirt. 

Gleich von Anfang an beschäftigt sie sich mit der Frage 
der Einsetzung gemeinsamer, dem Vollzuge vorstehender 
Behörden. Man hatte die Rheinconvention von 1804 vor 
Augen, und diese hatte in ausführlicher Weise über diesen 
Gegenstand gehandelt und eine Generaladministration mit 
sehr ausgedehnten Machtbefugnissen angeordnet. 

Zwei Entwürfe wurden der Commission vorgelegt. Das 
Memoire des preussischen Bevollmächtigten, Humboldt, 
berührt diesen Punkt nicht. Humboldt prüft vorzugsweise 
4ie Principien, welche für alle internationalen flfisse fest- 
gesetzt werden können, und er musste es als unmSgHoh 
betrachten, über den fraglichen Punkt einen mit den anderen 
Principien gleichartigen Grundsatz zu fiziren. Dagegen spricht 
sich der zweite, vom französischen Bevollmächtigten, dem 
Herzoge von Dalberg, vorgelegte, vom Bhein ausgehende 
Entwurf energisch über die Frage aus. Artikel 6 desselben 
bestimmt: „Le Rhin devant, pour Vavantage de la navigation, 

8. Kiaber 1. «. m, b«Mod«rt S. 13 ff., 29, 90, 99 f., 199. 
^ Humboldt hebt ^eirte niobt obne Btsiebuif m diafer Frag» in 
Miaem dem Congress Tcrselegten Uemoire berror, „dass kein üfenteat in der 

Ausfibnng seiner Souveränet&tsrechte bezäglicli des Handels und der Schiffahrt 
über die in dem Vertrage enthaltenen Verbindlichkeiten hinan« beengt sein 
aoU*' (Klnbv;r L c. S. 25 f,)- 
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former, dans fout son cours, un parfait ens emhl e , il est arrHi 
que jion admint 9fr ntion et tout ce qui ae rapporte h 
sa police et a la pcrception des droits, contimtera a 
Hrc conße h une autorite cenlralr."' Ebenso sollen die später 
von den souveränen „Miteigenthümern" der anderen grossen 
Plüssd einzusetzenden Commissionen in den Reglements auf- 
nehmen y^la formation d'une administration centrale, h V instar 
de edle itablie mar h Mhin, et charg4e exclusivement de 
tout ce qui se rapporte h la navigation,'^ 

Der Dalberg'sdie Entwurf wurde sar Grundlage der 
Berathnngen genommen. Aber Artikel 6 rief Einwendungen 
hervor. In Bezug auf den Unterhalt der Leinpfade und 
andere den angemessenen Zustand der Ufer betrefibnde Gegen- 
stände kam man sofort**) überein, die Obsorge hierfür jedem 
Souvei^n rücksichtlich des von ihm besessenen Ufertheües zu 
überlassen. Andererseits waren alle Bevollmächtigten ein- 
verstanden, dass man auch nach Vereinbarung des Reglements 
die Interessen der Schiffahrt nicht jedem Uferstaate insbe- 
sondere ganz überlassen könne, dasa es einen Vereinigungs- 
punkt, „ujie centralife qxii'lcorniu (-'-'• geben müsse. Alle denken 
auch mindestens an die Schöpfung einer periodisch zusammen- 
tretenden, aus den Delegirten aller Uferstaaten zusammen- 
gesetzten Commission.. Im Uebrigen werden mannigfache und 
detaillirte Bemerkungen und Entwürfe vorgebracht. 

Die allgemeinsten Ideen über das gestaltende Princip einer 
Oentralgewalt werden da laut, wo die Bevollmächtigten an 
die ehedem auf dem Bhein eingerichtete Verwaltung erinnern. 
Baron Türckheim, der Bevollmächtigte von Hessen-Darm- 
atadt, anerkennt, dass die permanente Centraiverwaltung unter 
gans verschiedenen Verhältnissen geschaffen worden war, dass 
sie nicht mehr „absolut nothwendig" sei, und dass der Modus, 
den die Commission vorgezogen zu haben scheine, der Modus 
einer periodischen, zur Sicherung der auf die Flusspolizei 
bezüglichen Vereinbarungen bestimmten Versammlung „genügen 
könne". Der badische Bevollmächtigte führt aus, dass ehedem 
kein Interesse die Uferstaateo an die Schiffahrt und den 



Vgl. Klüber 1. c. S. 22 f., 41; Bagelhardt 1. c S. 206, An- 

merkuDg. 
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Handel des Flusses band, während sie jetzt alle interessirt 

wären, und jeder von ihnen zweifellos mit allen Kräften zum 
VoUzuge der vertragamässigen Verbindlichkeiten beitragen 
würde. Anch er geht also von dem aus, was nach den 
Umständen i m allgemeinen Interesse hinreiche. Erst 
in zweiter Linie hebt er andere Momtnite hervor.**) 

In jenen Bemerkungen, die mehr in das Detail der 
Befugnisse der Central gewalt eingehen und insbesondere das 
Mass der Autorität, das ihre Entscheidungen geniessen sollen, 
betreffen, nimmt man wahr, wie die Idee der G-emeinschaft 
benützt wird, um eine stärkere Gewalt zu empfehlen. Der 
Entwarf D a 1 b e r g's ist von ihr erfüllt. Baron T ü r c k h e i m 
bemerkt, dass in jeder wohlorganisirten Yereinignng der 
partionläre Wille dem allgemeinen weichen müsse. Auch 
Humboldt wünscht offenbar eine wirkliche Centraigewalt, 
in der die Unabhängigkeit jedes Uferstaates dem allgemeinen 
Willen untergeordnet wäre, und welche dazu beitragen würde, 
den Fluss in Wirklichkeit, und nicht blos zum Scheine, als 
ein Ganzes zu behandeln.**) 

Was die allgemeine Idee betrifft, welche die Organi- 
sation der Centraigewalt bestimmen soll, so hebt der badische 
Bevollmächtigte hervor, da^s der Zweck der Commission der 
elnns den Uferstaaten gemein :-a in rii Interesaes sei. Baron 
Tür ck he im sagt, dass sie die Verbindung aller an der 
Sicherheit und Polizei der Rheinschiffahrt betheiligten Staaten 
präsentire. Man kann auch in diesen zwei ähnlichen und 
doch verschiedenen Ausdrucks weisen die Spuren der beiden 
juristischen Ideen, welche die Frage beherrschten, finden, — 
Humboldt verlangt für den Fall als eine wirkliche Centrai- 
behörde geschaffen würde, dass derjenige Staat, der ihr eine 
grossere Zahl von Interessen unterwürfe, auch in au^ge« 
dehnterem Masse an ihr participire. Dieser Theil jedes Staates 
soll sich nach dem Umstände bemessen, welcher die Staaten 
zu Mitgliedern der Vereinigung macht, er soll sur Ausdehnung 
seiner Ufer in Verhältniss stehen. Es gibt nun zwei Arten 
von Interessen, die der Centralgewalt unterworfen sind und 
deren Umfang sich im Allgemeinen nach der Ausdehnung der 

**) S. Klüber 1. c. m, S. 40, 47 ff., 92 t 
8. ebenda S. 90, 62, 99 f.. 169. 
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Ufer bestimmt: das Interesse, das jeder Staat an der Scliiff- 
fahrt des Elusses nimmt, und das Interesse der territorialen 
Unabhängigkeit. Wahrsoliei&lioh hat Humboldt an die eine 
und die andere Art von Interessen gedacht, vorwiegend wohl 
an die letztere.") 

Während wir so, ziemlich genau, die Verhandlungen 
verfolgen können, welche zu den an anderer Stelle erwähnten 
Vereinbarungen über die internationalen Organe der ßhein- 
schiffahrt führten , besitzen wir überhaupt fast gar keine 
Aufklärung über die Art und Weise, wie das allgemeine, 
alle internationale Flüsse betreffende Reglement zu Stande 
kam. Es wird verlesen und alsbald genehmigt. In seinem 
Inhalt verfolgt man den Einfluss des Bheinreglements, des 
preussischen und des französischen Entwurfs. 

Für unsere Frage ergibt sieh aus all dem Gesagten: 
Die Commission musste, mit Rücksicht auf ihre Instruc- 
tion und nach dem zwischen dem Bheinreglement und dem 
allgemeinen Reglement thatsächlich bestehenden Verhältniss, 
daran denken, wie in dem letzteren irgend ein Princip über 
die f'rage des Vollzuges, die sie so sehr und mit positivem 
Besultat betreffs des Rheins beschäftigt hatte, zu fixiren wäre. 
Das hat offenbar auch die mmänische Regierung empfunden, 
als sie iu der Wiener Congressacte ein Princip über inter- 
nationale Controle suchte. Nun war es allerdings nach der 
Natur der Sache und mit Rücksicht auf die zu Tage getretene 
Meinuii^L;Hversehiedenheit unmöglich, gerade gemeinsame „Con- 
trole" oder überhaupt irgend ein Princip specieller Art, festzu- 
setzen. Aber man konnte doch weiter gehen als das Humboldt- 
sche Memoire, und mindestens den allgemeinen Begriff der Gon- 
venienz abstrahiren, der immer annehmbar ist, wenn eine 
Idee in Wahrheit realisirt werden soll. Berücksichtigt man 
an(lererseits , dass die Schlussbestimmung des Artikels 116 
hinwiederum auf Nichts sonst in den Vorarbeiten der Com- 
mission zurückgeführt werden k5nnt.e, so wird man sie fast 
mit Sicherheit als letztes Sublimat der auseinandergesetzten 
Biscussionen ansehen und ihr gerade vorzugsweise den Sinn 



**) S. ebenda & 52, 96. 90, 62, 99, vgl. S. 219, 213 und dio 
Bheinschiffklirtsacte TOii 1831, Eiiil«itiing, Art. II nnd XCY, 
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beilegen können, dassgemeinsameOrgane bestellt werden 
sollen, wenn und wie es angemessen ist. 

Sehr verschiedene Pläne sind der Commission vorgelegen. 
Anoh eine anssehHeflslicbe Gentralverwaltnng war ihr nicbt 
fremd. Die in der Gongressacte festgesetzte Ausnahme bezüg- 
lich des Unterhalts der Leinpfade n. s. w. entspridht der 
Geschichte der Verhandlungen, und die Schärfe, mit welcher 
man sie auszudrucken gewusst hat, beweist von Neuem den 
allgemeineren Sinn der Bestimmung des Artikels 116. 

Die Idee der Flussgemeinschaft führt mit Noth* 
wendigkeit zur Errichtung gemeinsamer Flussbehörden. 
Macht man Ernst mit dem Gedanken, dass der FJuss in Eezug 
auf die Schiffahrt aller Üferötaaten gemeinsam zugeiiöre, also 
mit dem Gedanken, dass die Ausübung der Hoheitsrechte 
insofern ihnen gemeinsam zustehe; macht man Ernst mit 
dem Gethinken, dass der Fluss in Bezug auf die Schiffahrt 
ein Granzes sei, so dass also partes divisae in dieser Beziehung 
nicht hervortreten sollen, so muss, wenn überhaupt vollzogen 
werden soll, durch gemeinsamen Willen vollzogen werden. 
Würde der Vollzug den einzelnen üferstaaten anvertraut, so 
wäre dies eine durch besondere Momente erst zu rechtfertigende 
Bückflbertragung einer der Vereinigung fiberlassenen Macht 
und Aufgabe. Aber die Idee tritt nicht mit voller Schärfe 
in das allgemeine Bewusstsein, und concurrirt mit dem ein- 
&chen Gedanken eines Bechtes auf freie Schiffidirt, das 
jedem Uferstaate einzeln an der Musss'trecke jedes lEmderen 
zusteht. 

Zur Erklärung der meisten auf eine angemessene Ge- 
staltung der Schif^rtsverhältnisse gerichteten Grundsätze 
der Wiener Congressacte wird man richtiger tmd leichter 

die Idee der Gemeinschaft mit dem bonae ^Wet-Verhältniss, 
das sie unter den Betheiligten schafft, als das starrere uud 
schwer näher zu bestimmende Einzelrecht auf freie Schiffahrt 
heranziehen. Aber bei der Sehlussbestimmuno: des Artikels 116 
genügt uns vollständig der jedenfalls massgebliche Ge- 
sichtspunkt, in dem beide Ideen zusammentreffen. Wenn schon 
einmal die Geltung gewisser Grundsätze als nothwendig für 
eine wirklich freie Schiffahrt oder als dem Zwecke der Ver- 
einigung der Uferstaaten entsprechend erkannt worden ist 
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und wenn sie mit normaler Sicherheit nur dann erwartet 
werden kann, falls gewisse gemeinsame Behörden mit gewissen 
Befugnissen errichtet werden, um fttr den Vollzug bu sorgen, 
so ist dies im Sinne beider Ideen nothw endig und 
mnss durchgeführt werden. Auch die Protokolle haben uns 
diesen Gedanken gezeigt Die Conveniens im Sinne des 
Artikels 116 hängt demnach in erster Linie von dem ab, 
was zur Sicherung des Flnssregimes erforderlich ist. Eine 
Vollzngsform, die es nicht sichert, ist nicht convenabel. Immer 
sind es auch nur die Uferstaaten, welche zur Theilnahme an 
dem Vollzuge berufen erscheinen. Nur an sie wird gedacht; 
denn nur sie sind Mitglieder der Vereinigung, nur sie haben 
ein vollt:;^ liecht auf freie Schiffahrt im Sinne des Wiener, 
Congresses. Die natürliche Orrundlage ihres Rechtes, die 
natürliche Bestimmung des Flusses für alle Uferstaaten 
welche, abgesehen von dem maritimen Flusstheile und abge- 
sehen von Staaten, welche schiffbare Nebenflüsse besitzen, 
eine volle Wahrheit ist, macht ihre Stellung zu einer prin- 
cipiell Ton der der Nicht-Uferstaaten auch dort verschiedenen, 
wo der liberale Gredanke, die Flüsse allen Nationen au er- 
öffnen, verwirklicht' ist. Die Nicht-tTferstaaten sind zuge- 
lassene Fremde, die Uferstaaten die natürlichen Genossen 
(C atellani S. 27, vgl. S. 23). 

Eine zweite Idee hat zweifellos zur besonderen Stellung 
der Uferstaaten beigetragen, und hat auch sweifellos auf ihr 
Verhältniss unter einander eingewirkt. Sie allein bringen Opfer, 
indem sie den Fluss dem Conventionellen Begime unterwerfen. 
Der Mangel cmReciprocität wurde den Nicht-Uferstaaten in 
der Wiener Gommission entgegengehalten, als man ihnen die ' 
gleiche Behandlung mit den Uferstaaten in dem Hauptpunkte, 
betreffs des Rechtes, die Schiffahrt zu betreiben, weigerte. 
Das Argument bietet sich so leicht dar, dass es gewiss überall 
in Betracht kam, wo es sich darum handelte, die europäische 
Controie des Fiussregiraes zu beseliränken. Der Einiluss des 
"Rpciprocitätsgedankens unter den Uferstaaten selbst wird 
gerade in unserer Frage durch die Bemerkungen Kumboldt's 
über die Organisation einer wirklichen Centralgewalt und 
durch die Bestimmungen des Khein-Keglementa bezüglich der 

716 



40 



Dr. Leo Strisower: Die Donaafrage. 



Ernennung de-i Inspectors und der Subinspectpren und ge- 
wisser daran sich knüpfender Fragen markirt. 

Die Gegenseitigkeit ist sichf^rlicb eine den Vr»1kpr verkehr 
in bedcutondem Umfang beherrschende Idee. Aber sie ist 
ilirer Natur nach keine motorische Idee. Die G-egenseitigkeit 
eines Opfers und eines Gewinnes, einer Verpflichtung und 
eines Kechtes^ der Umstand^ daBS Alle gleichmässig betheiligt 
sind, kann nie das erklären, was die Erscheinung hervor- 
gebracht hat. Das Flussrecht könnte gar nicht auf der 
Gegenseitigkeit der Opfer der Uferstaaten beruhen, es be- 
ruht auch thatsächlich auf anderen, auseinandergesetzten Ge- 
danken. Schon aus diesem Grunde ist es unrichtig, mit Dahn 
(S. 43) und Geff cken (S. 37) die Gegenseitigkeit als eines 
seiner fundamentalen Principien zu bezeichnen. Es sind 
aber auch die bewegenden Ideen des Flussreohts, wo immer 
es Noth that, in ihrer Wirkung durch die Idee der Eeci- 
procität nicht aufgehalten worden; ein gleiches Mass von 
Opfer und Gewinn für alle Theile wurde bei der Verwirk- 
lichung jener Idee keineswegs als noth wendig betrachtet. 
Der allgemeinere Gedanke, dass die internationalen Flüsse 
alle Nationen verbinden sollen, ist trotz seines Werthes dem 
Mangel an Keciprocität erlegen. Aber der Gedanke, dass der 
natürlichen Bestimmung des Flusses für die Ufer Staaten Ge- 
nüge geschehen müsse, hat in dem Kampfe mit den territo- 
rialen Interessen obgesiegt, obwohl die Bewohner der untersten 
Flussstrecke die von ihnen verlangten Opfer für grösser an- 
sehen mussten, als die ihrer oberen Nachbarn. Man hat sogar 
vorzugsweise nur an das Eecht der Letzteren gedacht und 
der Vertheidiger der Freiheit der Scheide hat behauptet und 
juristisch zu beweisen gesucht, dass das Becht der freien 
Schiffahrt nur ihnen gehöre, dergestalt, dass der Souverän 
des Staates, in dem der Fluss entspringt, berechtigt sei, ihn 
zu schliessen. Auch die specielleren Grundsätze der "Wiener 
Congressacte können ihrer Xatur nach den einzelnen Ufer- 
staaten ungleiche Opfer auferlegen, und selbst vor einer for- 
mell ungleichen Behandlung wurde nicht zurückgeschreckt, 

Linguet, Annale» poKtiqtm XI, (1784) 8. 490 f., XII, (1784) 
S. 261 f.; Tgl. selbst Dndlay Field, Ouäinea of an intemationtd eod«, 
Artikel 55. 
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wenn nach Artikel 114 die bestehenden Stapel- and Um- 
8(-hlagsrechte, ohne Rücksicht auf das locale Interesse des 
Ortes oder Landes, wo sie bestehen, nur dann beibehalten 
werden soUteni wenn sie als nothwendig oder nütslieh für die 
Schiffahrt und den Handel im Allgemeinen befnnden würden. 

Die Seciprocitätsidee wird bei der Anwendung der 
Scblnssbestimmnng des Artikels 116 gewiss berucksiehtigt 
werden müssen. Aber sie birgt sieh im allgemeinen Begriff 
der Conveniens, ohne ihm eine G-renze zu setzen. Und 
man wird nach dem oben Gesagten nur dann auf das, was 
sie fordert, Rücksicht nehmen können, allerdings auch müssen, 
wenn eine Wahl zwischen mehreren Vollzugsformen offen 
steht, von denen jede die Aufrechterhaltimg des IFlussregimes 
sichert. 

Nach dieser Analyse des Artikels 116 können wir zur 
gegenwärtigen Frage übergehen. 

3. Rumänien wird, abgesehen von der Ausnahme des 
Artikels 113 der Wiener Congressacte, verpflichtet sein, die 
ganze Ausführung der Eeglements internationalen Behörden an- 
zuvertrauen, wenn dies die angemessene, den Umständen und 
Oertlichkeiten angepasste Vollzugsform ist. Die territoriale 
Sonveränetfit ist dtireh Artikel 1 16 des Grundgesetzes unserer 
Materie beschrankt, nnd die Bestimmung geht ihrem Geiste 
nach in dieser Beziehung offenbar ebenso gut auf den Pall 
der blossen Reglementirung eines Flnsstheiles wie auf den 
Normalfall. 

Die xnmäDische Jtegiernng hat zu wiederholten Malen 
ihren guten Willen in Betreff der Donao- Schiffahrt be- 

thenert. *ö) Der österreichisch-ungarische Gesandte in London 
hat dagegen gerade mit Bezug auf den hier fraglichen Punkt 
die Aufrichtigkeit und Unparteilichkeit der Territorialbehör- 
den gegenüber der Österreichischen Schiffahrt in Zweifel ge- 
zogen.'») Das ist eine Thatfrage, die überhaupt schwer zu 
beurtheilen ist und die der ferner Stehende gar nicht beur- 
th eilen kann. Indessen sei es mir verstattet, hier mehrere 
Thatsachen ^ allerdings nach österreichischen Quellen und 

*^ S. 2. B. die Noten vom 25. Mai and vom 17. November 1882 (bei 
Dahn S. 58, 64). 

8. das Promemoria des Grafen S&rolyi, ebenda S. 85. 
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nach Quellen, welche sich nicht gerade auf die unmittelbare 
Gegenwart, sondern nnr auf die letzten Jahre beziehen — 
ans einer grösseren Äeihe hervorzuheben, welche wohl er- 
klären werden, warum Oesterreich den Vollzug der Regle- 
ments den Territorialbeli5rden asu entziehen wünscht. 

Die üsterreicliisch- rumäniisehe Handelsconvention vom 
22. Juni 1875^*) anerkennt ein Recht Ilumäniens, in den 
Donaubäfen als specielle Zuscblagsg'ebUhr Taxen von den ein- 
und ausgeführten Waaren zu erheben. Dieselben sind in ge- 
wisser Weise festgesetzt; sie sollen 5^'o der specifischen Zölle I 
und Va**/o <les Werthes bei Werthzöllen betragen. Aber die | 
Pächter derselben erhöhten sie ungeachtet wiederholter 
Reclamationen durch Willkürlichkeiten und Uebervorthei- < 
Inngen in so bedeutendem Masse, dass die Ziffern, welche in 
dieser Richtung (von B. Singer) geboten werden, geradezu 
nnglaublich scheinen. Der Zuschlag hat in den 7 Jahren von 
1875 bis 1881 34,B54.000 Tranes, und wenn man die Ein- 
nahmen für Braila nnd Galatz abzieht, 27,917.000 Francs 
eingetragen. — Im September 1881 wurden Generalmanifeste 
über die Frachtgüter neben den Specialmanifesten, die sich 
auf die Operationen der Schiffe in jedem einzelnen Hafen be* 
ziehen, eingeführt. Alle Manifeste sind stempelpflichtig und die ■ 
Ausfertigung des (Teneralmanifestes erfordert etwa 100 Francs 
für den Stempel. Und doeh sollten nach Artikel XXVIII der 
Convention die der Donau-Schiffahrt zugestandenen Erleich- 
terungen aufrecht erhalten und so viel als möglich ausgedehnt 
werden. 



**) S. die Jahresberichte des östcrreichisoliea Handelsministeriums ; 
für 1879 S. 58, für 1880 S. 52 f., für 1881 S. 47, 96 f., für 1882 S. 96; 
die Berichte der österreichisch-ungarischen Consnin in Rumänien in den Mit- 
theil nn g e n IX (1881) S. 329, XI (1883) S. 163 f., 671, 677 f. ; B. S. (Handels- « 
kammerrath Singer) in der „Nenen freien PresBe" vom 26. Mai 1882; i 
die Nuttmer deaaelben Blattes Tom 4. Kovwnber 1883. Tho Beanomia, 1881, 
S. 14, 1282. 

*0 Härtens N. B. Dmx. sär., n. S. 371. 

Die Yerpaehtang der Si^ürahrtsabssben ist untersagt in dem 
Bheinieglement von 1815» Art. 24, in der Elbeschiffalirtsacte von 1821 
(Martens N. R. V. 8. 714) Art. VII, in der Wesexsoliiffalirtsacte Ton 1823 
(ebenda YI,' S. 301) §. 14 u. a. 
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Die eingetührte Zusclilagsgebülir war aua8chlii^:->licli zu 
dem Zwecke bestimmt, nm in den Häfen die Halteplat/j' der 
Schiffe zu verbessern und die Ausführung gewisser, zui- Er- 
leichterung des Ein- oder Ausladens der Waaren bestimmter 
öffentlicher Arbeiten zn befordern; auch nach der Convention 
sollte sie diesem Zwecl^e dienen. Thatsächlich hat sie Rumä- 
nien in der bezeichneten siebeigährigen Periode ein Kein- 
einkonunen Ton 17,124.000 Francs gewährt, eine Snmme, die 
sieh anf 17,353.000 Francs erhöht, wenn man von Braila nnd 
Galatz, wo die Ausgaben die Einnahmen überstiegen, ab- 
sieht I Die vernachlässigten Häfen befinden sich dabei in sehr 
schlechtem Znstand nnd die osterreichiBchen Kedamationen 
können sich nur eines ungenügenden Beginnes von Erfolg 
rühmen. Es fehlt an Quais, an den nöthigen Zufahrtsstrassen 
und Landungsplätzen. In Griurgevo, dem Hafen für Bukarest, 
sind die notliweudigsten Baggerungen iilr die Zufahrt vernach- 
lässigt u. s. w. 

Man bemüht sich in verschiedenster AVeise, die Schiff- 
fahrt im Interesse der rumänischen Staatseisenbahnen zu 
schädigen. Im Juli 1881 wurde die Fracht speciell für die 
Strecke von Giurgevo nach Bukarest (nicht in umgekehrter 
Richtung) um SO^io erhöht. Eine Verordnung, welche das 
Quantum, auf das ein einzelner Bahnfrachtbrief lauten kann, 
auf 10.000 Kilogramm begrenzt, Schwierigkeiten', welclie be- 
züglich der Gonstatimng des Gewichtes von von dem Schiffe auf 
die Eisenbahn überladenen Güter entgegengesetzt werden, 
specielle ZoUcautionen, welche die Eisenbahntransporte nicht 
belasten, figuriren unter den vielen, oft minutiösen Ghikanen, 
mit denen die Donau-Schi&hrt in Eumänien zu kämpfen hat. 

Es scheinen dauernde Motive für ein solches G^bahren 
vorhanden zu sein. Rumänien ist noch immer ein armes Land. 
Dabei hat es ein ziemlich entwickeltes Eisenbahnnetz (1882: 
1430 Kilometer). Der grösste Theil der Linien gehört dem 
Staate. Dieser besitzt insbesondere seit einigen Jahren die 
grosse Linie von Verciorova nach Gralatz, welche ziemlich 
parallel zur Donau lauft. Andererseits werfen speciell die 
auf der Strecke vom Eisernen Thore in Betracht 
kommenden Schiffahrts- und Handelsinteressen zwar ein be- 
deutendes, aber keineswegs ein so bedeutendes Gegengewicht 
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in die Wagschale, wie dies etwa auf den ersten Blick zu 
glauben wäre. Die Natur selbst hat das Land in dieser Rich- 
tung nicht begünstigt. Keiner der zakb eichen Nebenflüsse der 
Donau in der Walacbei kann Lasten tragen. Die Ufer des 
Stromes sind meistens sumpfig oder sandig, die Städte ge- 
wöhnlich in einer gewissen Entfernung vom Flusse gelegen 
und nicht gross. Vielmehr ist es das bulgarische Ufer, 
"welches vermöge seiner Erhebang über das Flussniveau, seines 
fruchtbaren Bodenfi, seiner alten bedeutenden Städte berufen 
ist, die Schiffahrt zu beherrschen. Diese befindet sich 
grosstentheils in fremden Händen» Wenn sich die rnmänisdie 
Begiernng bemühen wird, ihre Schifl^ihrt za heben, so er- 
ofibet dies für längere Zeit der fremden Schiffahrt gerade 
nicht die Aussicht auf eine günstigere Behandlung. Die Bedeu- 
tung der langen Donaustrasse für den rumänischen Export 
wird namentlich durch die Beschaffenheit der Prodacte und 
des Marktes, dureh die Natur eine Bergfahrt und durch die 
gewaltigen Schiifahrtshindernisse iu hohem Grrade geschwächt. 

Wenn ein Staat an den Tag legt, dass er kein so be- 
deutendes Interesse an der Schiffahrt hat, um nicht andere 
schädigende Interessen in ungebührlicher Weise vorwiegen zu 
lassen, wenn er an den Tag legt, dass er sogar ein Interesse 
daran hat, ihr in einem gewissen Masse den Verkehr zu ent- 
ziehen, und wenn die Motive, welche sein Gebahren in dieser 
Richtung bestimmen kennen, dauernder Natur sind: dann kann 
der gehörige Vollzug der Reglements, die zur Förderung der 
Schiffahrt bestimmt sind, nicht mit normaler Sicherheit von 
Organen erwartet werden, die ausscliliesslicli von ihm ab- 
hängen. Es ist im binne des Artikels 116 unangemessen, ihm 
aliein diesen in viele Details zerfallenden, schwer im Ein- 



") S. Götz 1. c. S. 383, 420 ff., 432. 

Vgl. mit dtiü iu Note 91 gegebenen Daten folgende aus denselbea 
Quellen gezogene : Die Zahl der zwiücüeu dem Eisernen Thore und dm Suliua- 
mündang, dann auf dem Prath verkehrenden rumänischen Flnssfahrzeoge be- 
■ifffirt dch auf U Dampfer von 485 Pferdekr£ften , 33 ScUeppidiUre von 
6152 Tonnen , 40 BOMtige Scbiife von 7650 Tonnen. Die mittlere j&hrliobe 
ZiM der in dem Hafen von Giorgevo operlrenden ramSaisdten Schiffe betrftgt 
für din Tnhre 1875. 1876 and 1878—1880: 64; die ZaU für 1881 iat 66, 
danmter 50 Dampfer and Sclilepp«. 
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zelnen controlirbareii Vollzug anzuvertrauen. Internationale 
Organe werden bestellt werden müssen. 

4. In Bezug auf das zweite Problem, in Bezag anf die 
Frage, ob Oesterreich -Ungarn die Theilnahme an diesem 
internationalen OrganiBmns beanspruchen darf, macht der 
Umstand, dass man es mit einem Flnssiheile und nicht mit 
einem ganzen Flosse zu thun hat, weit mehr Schwierig- 
keiteu. 

Oesterreich - Ungarn ist Uferstaat an der schifi^baren 
Donau, aber nicht an der zu reglementirenden Strecke. In 
der Wiener Congressacte wird zwar immer von den Ufer- 
staaten des ganzen schiffbaren Flusses gehandelt; insbeson- 
dere sind es nach Artikel 116 alle diese Uferstaaten, welche 
einzeln oder durch gemeinsame Organe für den Vollzug zu 
sorgen haben ; aber dabei ist doch auch immer voranss^esetzt, 
dass der ganze schiffbare Fluss reglementirt wird. AV'ie steht 
es nun, wenn bh^s auf einem Fliisstheile die internationale 
üeglementirung durchgeführt werden soll ? 

£s könnte scheinen, dass in diesem Falle die Ufer- 
staaten des betreffenden Flnsstheiles jenen des ganzen Flusses 
zu subetituiren seien, dass dies dem Greiste der Wiener Be- 
stimmungen entspricht, so dass die übrigen Uferstaaten des 
Flusses als Nicht-Uferstaaten im Sinne der Bestimmungen 
der Congressacte und insbesondere im Sinne des Artikels 116 
zu behandeln seien. In der That wird von der rumänischen 
Regierung*^*) wie von ihren Vertheidigern (Dahn S. 10, 47, 
Holtzendorff S.98ff, Gef fcken 8.31, Catellani S. 130, 
132) die Eigenschaft Oesterreichs als Nicht- Uferstaat eifrig 
betont. 

Um (li(vvfjr AiiUassung gerecht zu werden, müssen die 
Bestimmungen der Wiener Congressacte einerseits an sich als 
Rechtssätze, andererseits nach ihrer Entstehung als Vertrags- 
mässige Einräumungen betrachtet werden. 

Vom ersteren Standpunkte aus wäre die Substitution 
richtig, wenn die Stellung der Uferstaaten auf dem Opfer der 
Unabhängigkeit beruhen würde, das jeder von ilmen bringen 
soll, oder wenn mindestens die bewegenden Ideen des Fluss« 



& z. B. die Note yom 24. Mai 1883 (bei Dahn & 120). 
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rechts dtircli die Reciprocitätöidee begrenzt wären. Ein Opfer 
territorialer Unabhäiicricrkeit wird allerdings bei Kno-Ieraen- 
tirnng eines Flusstlieiied nur von den Uferstaaten dieser »Strecke 
gebracht. 

Aber der Reciprocitätsgedanke ist .blos ein secundärer. 
£r bat die Beeilte der üferstaaten nicht erzeugt und man ist 
über ihn hinweggeschritten, wo es Noth that. Auf die bewe- 
genden Ideen des Flussrechts kommt es sehleclitbin an. Das 
sind: in letzter Linie die Idee der natürliclien Bestinimnng 
des Flusses für alle üferstaaten, des Weiteren die Idee eines 
Beclites auf wirklieh freie Schi£Eklirt für jeden üferstaat und 
die Idee der Gtemeinsebaft des Flusses für alle Üferstaaten. In 
dieser Eigenschaft und nicht verm5ge der Beciprocität, undnicht 
soweit der BeciprocitSt Genüge geschieht, gemessen die üfer- 
staaten die Bechte, welche ihnen die näheren Bestimmungen der 
Wiener Congressacte geben, in dieser Eigenschaft haben sie 
das Recht, an gemeinsamen Vollzngsbehördeu theilzunehmen, 
wenn und wie es angemessen ist. Diese Eigenschaft besteht aber 
für die Uferstaaten des ganzen Flusses bezüglich jedes Theiles. 
Ihr Hecht auf wirklich freie Schiffahrt bezieht sicli auf jede 
einzelne Strecke, der zwisclien ihnen bestehenden Gremein- 
schafb ist jede einzelne Strecke unterworfen. Und darum ent- 
spricht es dem Geiste der Wiener Principien, dass die von 
ihnen gewährten Beohte allen üferstaaten auf jeder Fluss- 
strecke zukommen, ohne Bücksicht darauf^ ob sie auf dem 
ihrer territorialen SouverSnetät unterworfenen Theile gleiche 
Opfer bringen oder nicht. Wesentlich dies ist auch die Auf- 
fasEfung Jellinek*8, wenn er betont, dass, da die Gemein- 
samkeit der Wasserstrasse der Grund der conventioneilen 
Yerwaltiing internationaler Ströme sei, jeder Staat als üferstaat 
an dem ganzen Wasserlaufe, auch an dem seiner Tem- 
torialhoheit nicht unterworfenen Gebietstheile zu betrachten 
komme. 

Freilich sind die Wiener Bestimmungen auch anderer- 
seits vertragsmässige Zugeständnisse. Nach den Kegeln des 
Vertragsrechtes, sclion nach dem einfachen Begriffe des zwei- 
seitigen Verträge- liann man sagen, dass der Satz, wonach 
alle üferstaaten im Falle der Couveiüenz an dem Vollzüge, 

*•) h c. 8. 2S H 
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theilnelimen können, von einem Staate nicht zu seinen Grünst rn 
angerufen werden dürfe, der ihn auf seinem Gebietei sei es 
mit oder ohne Schuld, nicht durchführt. 

Es gibt Fälle, wo bei Reglementirung eines Flusstheiles 
eine beschränkte Anwendung der Wiener Principien aus diesem 
Grunde geirecht sein wird. Wenn von mehreren durch die 
OoDgreasacte verbundenen Staaten der eine sich weigert ihre 
Bestimmungen auf seinem Territorium durchsufßhren, und nun 
die anderen sich unter einander zusammen thun, um ihnen 
mindestens auf ihrem Gebiete Geltung zu verschafEen, so wird 
es zwar noch immer der Bechtssatznatnr der Wiener 
Principien entsprechen, wenn bei dieser Beglementirnng au<^ 
der weigernde Staat roUkommen berücksichtigt wird, damit 
inindeatens auf der Theilstrecke jene Grundsätze völlig zur 
Anwendung koiumeu. Aber nach den liegein des Vertrags- 
rechts wird es nicht gefordert werden können. Ans der 
Congressacte könnte es nur gegen Gegenleistung beansprucht 
werden. Aus der neuen Convention zwischen den übrigen 
Staaten hat der weigernde Staat kein Recht, weil er nicht 
Partei ist, und es kann überhaupt nur angenommen werden, 
dass die Contrahenten blos ihr eigenes normales Interesse im 
Auge hatten, dasa sie zusammengetreten sind, um ihren Fluss- 
theil, gleich als wenn es ein ganzer Fluss wäre, zu regle- 
mentiren. Aber hier zwischen Oesterreich und Bumänien Hegt 
der gerade entgegengesetzte Fall yor. BnmSnien, Serbien 
und Bulgarien sind nidit untereinander zusammengetreten, 
um die Strecke vom Eisemen Thor zu reglementiren. Durch 
den Berliner Vertrag ist ihnen diese Verpflichtung gegenüber 
anderen Machten, und insbesondere auch gegenfiber Oesterreich- 
Ungarn, auf dessen Initiative nid durch dessen Anstrengungen 
Artikel LV zu Stande kam, auferlegt worden. Sie haben diese 
Verpflichtung vorzugsweise im directen Interesse dieser anderen 
Mächte (im allgemeinen Interesse) und namentlich im Interesse 
Oesterreichs übernommen.'*') Wenn sich mehrere Uferstaalen, 
die mit einem anderen y.uv Durchführung der Wiener Congress- 
acte verbunden sind, ihm gegenüber verpflichten, sie zu- 
nächst auf ihrem Flusstheile zur Geltung zu bringen, so 

VgL Eogelhardt l c S. 52, Anm. 1. 
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können sie nicht mehr gegen den Gteist der Principien das 

Vertrags rechtliche Moment einwerfen, dass er seinerseits auf 

seinem Grebiete der Congressacte nicht vollkommen Genüge 
getlian litit. Uciin es liegt eben in der Vereinbarung, dass 
sie in diese Ungleichheit, in eine einseitige Durchführung der 
Bestimmungen der Congressacte willigen, daas sie von jenem 
Umstände abstrahiren wollen. Sie können ihren Flusstheil 
nicht melir als ob es der ganze Fiuss wäre, sondern nur, wie 
es für einen Theil innerhalb des Ganzen geschehen moss, 
reglementiren. 

Hiernach ergibt sich für die uns beschäftigende Frage 
Folgendes: Es ist bei einer solchen Eegiementirung eines 
Flusstheiles einfach nach dem Satze za verfahren, dass sämmt- 
liehe Uferstaaten des ganzen Flnsses für den Vollzug der 
Beglemients auf dem ganzen Flusse zu sorgen haben und dass 
über Näheres die Gonvenienz entscheidet. Auf dem zu regle- 
mentirenden Theile werden daher sämmtliohe Uferstaateo, 
insoweit es convenabel ist, zum Vollzüge berufen werden können. 
Eine Noth wendigkeit, sie alle za berufen, liegt, auch wo 
gemeinsame Behörden creirt werden, nicht vor. Es hängt von 
der Convenienz und davon ab, ob ihrem Interesse durch 
ihren Einüuss auf den Vollzug der Reglements anderer Fluss- 
strecken Rechnung getragen worden ist. Denn es ist nicht 
nothwendig, dass alle Uferstaaten au jeder gemeinsamen Voll- 
zugsbehörde theilnehmen. 

Oesterreich-Ungarn hat daher als Donauuferstaati auch 
vermöge der Wiener Gongresshestimmuogen ein eigenes, nicht 
erst durch „Europa^ ihm zuzuerkennendes itecht, an der 
gemischten Commission theilzunehmen, wenn gerade dies die 
angemessene Vollzngsform bildet, jede andere weniger angemessen 
und daher im Vergleich zu ihr unangemessen ist. Es bat 
jedenfalls dieses Becbt dann, wenn sonst der entsprechende 
Vollzug der Reglements nicht mit normaler Sicherheit er- 
wartet werden kann. 

Wir stehen wieder vor einer Thatfrage und zwar vor 
einer solchen, die dem individuellen Ermessen weitesten Spiel- 
räum lässt. Ich denke nicht daran sie zu erledigen. Wenn 
man berücksichtigt, dass es sich in Gemässheit der früheren 
Erörterungen gerade Rumänien gegenüber darum handeln 
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uiüsste, in die gemeinsame Behörde Staaten mit genügendem, 
möglichst isolirtem und durch Einfluss unterstütztem SchifEbhrts- 
und Handelsinteresse einzuführen; dass, wenn ungleich der 
Keciprocität Genüge geschehen sollte, nnr Serbien nnd Bnl^ 
garien neben Rnmänien in Betracht kämen, von denen das 
erstere sehr wenig Interesse besitzt nnd das letztere in einem 
Vasallenverhältnisse steht, daher einerseits politisch wenig 
einflussreich ist, andererseits natnrgemäss anf seine territo- 
rialen Rechte eifersüchtig sein mnss; endlich dass in Bezug 
anf die Grösse nnd gleichzeitige Isolirtheit des Interesses 
kein anderer Staat neben Oesterreich Ungarn in s Gewicht 
fällt: so wird man nicht leicht zu einem dieser Monarchie 
ungünstigen Resultate gelangen. 

. Oesterreich-Ungarn — dies map- gchliesslic], noch gegen- 
über manchen Bemerkungen hervorgehoben werden — hat 
sieh der SchifFahrtsfreiheit auf seinem T^rritorinm günstig 
gezeigt. Wenn es in d^r Donauschiffahrtsaete von 1867 im 
Sinne des Wiener Congresses die Unterscheidung zwischen 
Uferstaaten und Nichtuferstaateu festhielt, so kann ihm dies 
vom Standpunkt der allgemeinen europäischen Uebnng gewiss 
nicht vorgeworfen werden; mit Rücksicht anf die specieUen 
Bestimmungen des Pariser Vertrags mag es allerdings Unrecht 
gehabt haben; möglicher Weise haben die Pariser Vertrags- 
njaohte bezüglich der Donan die Schiffahrt der Nichtufer- 
Staaten der der ^üferstaaten gleichstellen wollen; aber dies 
ist anch nnr vielleicht richtig, keineswegs so zweifellos, wie 
dies namentiich Holtzendorff hinstellt.^«) Mit schw.rPu 
Opfern hat Oesterreich nm der Schiffahrtsfreiheit wüleu das 
Pnvüeginm seiner Donandampfschiffahrtsgesellschaft abgelöst, 
aie .Hekatombe« (Wurm) einer jährlichen Ertragsgarantie 
von beinahe zwei Millionen Gulden, weiche den Staat bei 
Anflassnng des Garantie Verhältnisses schliesslich beinahe sechs 
Millionen Gulden gekostet hat, dargebracht««) Auf dem Po 
h at es scho n m dem Vertrage von X849 die Schiffahrtsfreiheit 

) S. Wolfbaaer, Die Donau (1880J, S. 136, 348 IP. 
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für alle Nationen bewilligt und in einer Reihe von Verträgen*«) 
hat 68 alle seine Flüsse der fremden Schiffahrt geöffnet, 
selbst Serbien gegenüber, wo jede B-eciprocität durch den 
Umstand wegfiel, dass die Flüsse im Innern Serbiens nicht 
schiffbar sind. Auch von diesem Gesiclitapaakt konnte Graf 
EÄrolyi auf der. Londoner Conferenz mit gutem Recht 
sagen: ^jue la parMpatum de PÄuirushe'Hbngne ä la Commü- 
sion Mioßte ne peut g[U€ eonirüuer h la stride oh$ervaH(m de 
Hherti de la namgatien du Danube,* 
Wien am 5. Marz 1884. 



'•") S. Art. 10 des Schiffahrtsvertrages mit Frankreich vom 11. December 
1866 (Neumann et Plason Uec. autr. N. S. IV, S. 628); Art. XXI des 
Handels- und Schiffahrtbvertrages mit italien vom 27. December 187$ 
(Martens N. R. G. Deux. tdr. IV, S. 381); Art. 13 des Handetovertr« 
mit DantBdilaad Tom 23. Hai 1881 (R. G. BL Nr. 64); Art I des SeUffal 
▼«rtiag^ nit SwUmi von 22. Felimar 1882. 



Yerlag von Alfred Holder, k. k. Hot- und Universitäts Buchhändler. 
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